Inhalt

Editorial S.  2

Beiträge

Arbeitsmarktsituation f ür Mediziner und Medizinerinnen - Analyse und Progn o -

sen

Jutta Lange, Chancen in Europa: Das Aktionsprogramm Leonardo da Vinci

Struktur des Berliner Ref ormstudiengangs Medizin

S.  3

S.  7

S. 15

Aktuelles aus der MUL

Erziehungsurlaub und dann? S. 18

Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz - (k)ein Kavaliersdelikt? S. 20

Aktuelles aus der Frauen- und Geschlechterforschung

Das Gehirn von Frauen S. 32

New s

POST-GRADUATE BIOBUSINES S. 33

Das Emmy-Noether-Programm der DFG S. 35

Rezensionen und Neuerw erbungen

Sarah Kent, Ricarda Huch: Der Fall Deruga S. 37

Veranstaltungen

Frauen - Macht - Ethik

Der Umgang der Frauen mit Macht, Geld und Gesundheit

Sexualisierte Gewalt. Prävention, Krisenintervention und Therapie

Veranstaltungen der Volkshochschule

S. 38

S. 40

S. 41

S. 42

Editorial

Das Medizinstudium erf olgreich mit Dr. med. abgeschlossen und nun?

                    Diese Frage stellen sich bundesweit 3,5% Ärzte und Ärztinnen, die derzeit dem Arbeit s -

markt zur Verf ügung stehen. Arbeitslosigkeit war lange Zeit f ür Medizinerinnen und Mediz i -

ner kein Thema. Mit wachsender allgemeiner Arbeitslosigkeit und immer knapper werdender

Ressourcen werden künftig auch zunehmend mehr Medizinerinnen von Arbeitslosigkeit b e -

troffen sein. Diesem Thema widmet sich nun die vorliegende Ausgabe der Athene  mit ihrem

Leitartikel. An dieser Stelle sei schon darauf hingewiesen, daß das Büro der Frauenbeau f -

tragten eine Broschüre herausgegeben hat, die auf mögliche berufliche Alternativen f ür Är z -

tinnen und W issenschaftlerinnen mit Adressen und Tips hinweist. Das Heft mit dem Titel

"Ärztin, W issenschaftlerin und andere Berufe" ist über das Büro der Frauenbeauftragten zu

beziehen. Im Januar 1999 wird bereits eine 2., aktualisierte Auf lage erscheinen.

Darüber hi n aus werden noch folgende Themen in diesem Hef t besprochen:

                    Besonders interessant für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im nichtwissenschaf tlichen

Bereich ist das Aktionsprogramm Leonardo da Vinci , das Berufsbildungsprogramm der E u -

ropäischen Union. W as sich dahinter verbirgt, erklärt Jutta Lange in ihrem Beitrag.

                    Unter dem Titel "Erziehungsurlaub - und dann?" werden einige Tips und Hinweise zum

beruf lichen W iedereinstieg von Mitarbeiterinnen der MUL nach dem Erziehungsurlaub geg e -

ben.

                    Außerdem wird das Beschäftigtenschutzgesetz mit Folgen und Konsequenzen f ür die B e -

troffenen vorgestellt.

                    Desweiteren werden unter der Rubrik New s  neue Themen aus dem Bereich der Fraue n -

gesundheitsf orschung vorgestellt.

                    Und nun noch eine kurze Anmerkung in eigener Sache: W ir wissen nicht, ob wir immer

alle Interessen der Mitarbeiterinnen der MUL ausreichend abdecken. Deshalb wünschen wir

uns Kritik und Anregungen zu neuen oder bisher von uns vernachlässigten Themen. Ruf en

Sie uns an, mailen, f axen oder schreiben Sie uns Ihre Ideen und Beiträge. W ir freuen uns

über jedes feed-back.

Lübeck, im Oktober 1998 Sabine Voigt

Beiträge

Ar beitsmarktsituation für Mediziner und Medizinerinnen - Anal yse und Prognosen

                    Jedes Jahr erhalten ca. 10.000 Ärzte und Ärztinnen ihre Approbation. Vor dem Hinte r -

grund immer größer werdender Sparzwänge im Gesundheitswesen könnte dies in Zukunft

die Arbeitslosenquote von Ärzten und insbesondere Ärztinnen in die Höhe schnellen lassen.

Die f olgende Analyse, die sich auf Zahlen der Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg beruft,

stellt die derzeitige Arbeitsmarktsituation vor.

Entw icklung der Studierendenzahlen

                    Soll die bundesweite Arbeitsmarktsituation von Ärzten und Ärztinnen beurteilt werden,

muß auch die Entwicklung der Zahl der Studierenden und der AbsolventInnen beleuchtet

werden.

                    Daß mittlerweile das Interesse von Studienanf ängerInnen am Fach Medizin merklich g e -

sunken ist, ist sicherlich auch auf die bundesweit geführte Diskussion um eine weitere A b -

senkung der Ausbildungskapazität zurückzuf ühren. Noch Mitte der 70er Jahre konkurrierten

sieben bis neun BewerberInnen um einen Medizinstudienplat z, heute sind es zwei bis vier

Kandidaten. Positiv anzumerken sei an dieser Stelle, daß der Frauenanteil bei den Studie n -

anf ä n gern f ür Medizin von 30% 1975 auf 53% 1995 gestiegen ist.

                    Inzwischen wird über noch weitergehende Beschränkungen des Zugangs zum Medizi n -

studium in einer Größenordnung von 20%-30% diskutiert. Angesichts einer durchschnittl i -

chen Studiendauer von sieben Jahren wären spürbare Entlastungen des Arbeitsmarktes im

Falle einer weiteren Absenkung zum W intersemester 1998/99 frühestens für die Absolve n -

tInnenjahrgä n ge 2004-2006 zu erwarten.

Ar beitslosenquote und Arbeitsmarktsituation

                    Nach den Angaben der Bundesanstalt für Arbeit beträgt die Arbeitslosenquote von Ärzten

und Ärztinnen 3,5%. Diese Quote ist relativ gering gemessen an der durchschnittlichen A r -

beitslosenquote für Akademiker. Das heißt, daß derzeit die Arbeitsmarktsituation noch nicht

so dramatisch ist wie vielf ach berichtet. Allerdings werden angesichts anstehender U m -

strukturierungen im Gesundheitswesen und aufgrund der Tatsache, daß 70%-80% der Kra n -

kenhauskosten Personalkosten sind, zukünftige Sparzwänge immer auch mit Stellenstre i -

chungen verbunden sein. Es ist abzusehen, daß verstärkt Ärztinnen von der Arbeitslosigkeit

bedroht sein werden. Schon heute sind mehr Ärztinnen als Ärzte von Arbeitslosigkeit betro f -

fen. Derzeit beträgt der Frauenanteil unter den arbeitslosen Assistenzärzten 56%, bei den

Fachärzten gar 57%.

Dabei wies der größte Teil der arbeitslosen Fachärzte und -ärztinnen Gebietsbezeichnungen

aus den Bereichen der Allgemeinmedizin, der Inneren Medizin, der Kinderheilkunde sowie

der Orthopädie und der Frauenheilkunde aus.

                    Besonders interessant erschien mir die Altersstruktur der arbeitslosen Ärzte und Ärzti n -

nen: zwei Drittel gehörten zur Gruppe der unter 40jährigen. Dies ist sicherlich eine Kons e -

quenz der kurzen Vertragslauf zeiten innerhalb der W eiterbildungsphase, die offensichtlich

immer wieder zu Unterbrechungen und damit zur Arbeitslosigkeit führt. Das heißt aber auch

ganz konkret, daß die W eiterbildungsphasen dadurch immer länger werden. Dies wiederum

führt schließlich zu einem sogenannten Karrierestau. Denn der Zeitraum zur Realisierung

des nächsten Karriereschrittes wird immer länger. Dieser �Stau^ setzt sich dann innerhalb

der Hierarchie nach unten f ort, so daß f ür Jungärzte und -ärztinnen immer weniger W eiterbi l -

dungsstellen frei werden.

                    Eine genauere Analyse einzelner Fachgebiete ergibt, daß die Arbeitsmarktsituation von

Fachrichtung zu Fachrichtung durchaus unterschiedlich zu bewerten ist. So erscheinen, z u -

mindest nach Auskunft der Bundesanstalt f ür Arbeit, die Chancen f ür Orthopäden recht gü n -

stig. Hier kommen durchschnittlich 17 BewerberInnen auf eine ausgeschriebene Stelle.

Schlechter sieht es für InternistInnen und ChirurgInnen aus, hier kommen auf eine Stelle 27

BewerberInnen. Am geringsten werden die Einstellungschancen für AnästhesistInnen eing e -

schätzt: hier ko n kurriert man, rein rechnerisch, mit 178 Mitbewerbern/Mitbewerberinnen.

                    Von der generellen Talf ahrt ausgenommen sind Psychiater und Neurologen. Sie prof iti e -

ren hauptsächlich von zwei Entwicklungen, die jeweils f ür eine Nachfragebelebung sorgten:

der Etablierung einer gemeindenahen psychiatrischen Versorgung, in erster Linie in den

Neuen Bundesländern, sowie der stärkeren Gewichtung psychosomatischer Fragestellu n -

gen.

Altersgrenze für Kassenärzte

                    Am 1. Januar 1998 ist eine Altersgrenze f ür Kassenärzte eingeführt worden. Danach e r -

lischt die Kassenarztzulassung für alle Kassenärzte, die am 1. Januar 1999 das 68. Leben s -

jahr vollendet haben und länger als 20 Jahre als Kassenarzt zugelassen sind. In der Gruppe

der über 65jährigen niedergelassenen Ärzte bef inden sich zu Zeit ca. 5250 Ärztinnen und

Ärzte. Diese Entwicklung könnte dazu f ühren, daß in den kommenden Jahren mehr Fac h -

ärzte und -ärztinnen in den Krankenhäusern ihre Niederlassungswünsche realisieren kö n -

nen. Damit würde sich der Arbeitsmarkt f ür nachrückende Jungärzte und -ärztinnen en t -

spannen.

Beschäftigungsmöglichkeiten für Mediziner/innen im Ausland

                    Immer mehr MedizinstudentInnen und ÄrztInnen entdecken die Vorteile einer W eiterbi l -

dung im Ausland. Möglichkeiten hierzu gibt es in Großbritannien, USA, Dänemark, Norw e -

gen, Frankreich, Schweiz und Südafrika.

Dänemark und Norw egen

                    W ährend in Deutschland 1997 ca. 10.000 MedizinerInnen auf  Stellensuche waren, fehlten

in Dänemark ca. 400 MedizinerInnen. Ähnlich sieht es in Norwegen aus, wo zur Zeit 800

ÄrztInnen benötigt werden. Die Vermittlung dieser freien Stellen werden vom Marburger

Bund und der Zentralstelle für Arbeitsvermittlung (ZAV) in Frankf urt a. M. unterstützt und o r -

gan i siert.

                    Der Grund f ür den akuten Ärztemangel in Norwegen liegt möglicherweise an den strengen

Zulassungsbestimmungen. Haben einheimische Bewerber/innen die Hürden der Zulassung

erf olgreich bewältigt, drängen sie meist im Anschluß ihres Studiums in die Großstädte, so

daß vor allem in den ländlichen Regionen ein großer Mangel an ärztlicher Versorgung

herrscht.

Großbritannien

                    Als Alternative zu langen W artezeiten auf W eiterbildungsstellen hierzulande boten sich in

den letzten Jahren besonders in Großbritannien gute Chancen f ür den Berufseinstiegs. A l -

lerdings ist die Nachfrage nach deutschen Medizinern/innen nach den jüngsten Analysen der

Zentralstelle für Arbeitsvermittlung deutlich zurückgegangen. Das liegt sicherlich daran, daß

in Großbritannien nunmehr die Zahl der zugelassenen Medizinstudierenden erhöht worden

ist.

US A

                    Bevor eine klinische Tätigkeit in den USA möglich ist, müssen einige Hürden genommen

werden. Denn außer den bisher verlangten Prüfungen �STEP 1^ (Prüf ung der vorklinischen

Kenntnisse) und �STEP 2^ (Prüfung der klinischen Kenntnisse) des USMLE ( United States

Medical Licensing Examination sowie den ECFMG - Englisch - Test kommt seit 1.Juli 1998

noch der CSA ( Clinical Skills Assessment - Test) hinzu. Dieser Test ist eine weitere prakt i -

sche-klinische Prüfung, die auch von approbierten deutschen MedizinerInnen absolviert we r -

den muß. Diese CSA-Prüf ung findet ausschließlich in einem Testzentrum im US-Staat Phi l -

adelphia statt. Bewerbungen können ab 1. März 1998 eingereicht werden. Teilnahmeb e -

rechtigt sind approbierte Ärzte und Ärztinnen, AIP sowie Medizinstudierende im letzten St u -

die n jahr.

Südafrika

                    Seit 1996 unterstützt die Bundesrepublik Südafrika beim Auf bau und der Ref orm des G e -

sundheitswesens. Besondere Berücksichtigung f indet hierbei der Auf bau der Krankenhau s -

versorgung in ländlichen Gebieten. Seit Ende 1996 organisiert das Centrum f ür Internati o -

nale Migration und Entwicklung (CIM) in Frankf urt a. M. in diesem Zusammenhang das Pr o -

gramm �Ärzte für Südafrika^. Das CIM bereitet die deutschen Ärzte und Ärztinnen auch auf

die dortige Tätigkeit vor. Die Vorauswahl der Bewerber und Bewerberinnen durch die CIM

wird ergänzt durch eine klinische Prüf ung, die durch Vertreter der südafrikanischen Ärzt e -
kammer abgenommen wird. Vor der Ausreise erhalten die Ärzte und Ärztinnen die Möglic h -

keit einer vierwöchigen Vorbereitung in Deutschland, die durch eine ebenf alls vierwöchige

� orientation period^ in Sü d afrika ergänzt wird.

                    Derzeit sucht das CIM 25 Ärzte und Ärztinnen bis zum Alter von 35 Jahren, die an einer

Tätigkeit interessiert sind. Voraussetzung ist, daß eine mindestens zweieinhalbjährige B e -

ruf serf ahrung nach der Approbation und jeweils eine mindestens halbjährige klinische Erfa h -

rung in drei der f olgenden Fachgebiete nachgewiesen werden kann: Innere Medizin, Chiru r -

gie, Pädiatrie, Gynäkologie und Geburtshilf e sowie Anästhesie. Die Dauer der Tätigkeit ist

zunächst auf zwei bis drei Jahre begrenzt.

Kontakt

CIM ( Centrum für Internationale Migration und Entwicklung)

Frau Raab, Barkhausstr. 16, 60325 Frankfurt a. M.

Tel.: 069/71 91 21-56

Fax: 069/71 91 21-19

Beiträge

Chancen in Europa: Das Aktionsprogramm Leonardo da Vinci

Jutta Lange

Einleitung

                    W ir stehen gegenwärtig am Anf ang einer neuen Kulturform, die bis vor kurzem noch als

Inf ormationsgesellschaf t, inzwischen jedoch als W issensgesellschaft bezeichnet wird.

                    W issen wird neben materiellen Ressourcen und Kapital zunehmend zu einem wer t -

schöpf enden Potential für den wirtschaftlichen Erf olg und den sozialen Reichtum einer G e -

sellschaft. Die Entwicklung neuen W issens, die Verbesserung des vorliegenden W issens

und die Verteilung von W issen an die richtigen Stellen in der richtigen Form hat sich zu e i -

nem entscheidenden W ettbewerbsvorteil entwickelt. W issensproduktion, W issensbearbe i -

tung und W issensdistribution wird eine zunehmend wichtigere Grundlage f ür die Entwicklung

neuer und f ür die Verbesserung vorliegender Produkte und Dienstleistungen. Der Umgang

mit W issen erf ordert dabei organisatorische, technische sowie pädagogische Kenntnisse und

Kompetenzen. Der soeben kurz beschriebene Umbruch der Kulturf orm hat weitreichende

Auswirkungen f ür Privatpersonen und f ür die Arbeitswelt.

                    Organisationen und Unternehmen befinden sich in erheblichen Veränderungsprozessen.

Diese Veränderungsprozesse erleben wir zur Zeit auch in unseren Krankenhäusern. Flach e -

re Hierarchien, Dezentralisierung, größere Selbständigkeit, Kooperation und Teamwork in

Netzstrukturen bis hin zu lernenden Organisationen sind nur einige Stichwörter. Auf unseren

Krankenstationen und in der Verwaltung wird das Zusammenspiel von Inf ormationstechnik,

Organisation und MitarbeiterInnenqualif ikation besonders deutlich. Innerhalb nur weniger

Jahre hat sich die Arbeitswelt in unseren Krankenhäusern komplett gewandelt.

                    Die Forderung, daß Organisationen sich zu lernenden Organisationen entwickeln müssen,

ist ein Gebot der Stunde, das in den nächsten Jahrzehnten mit Sicherheit Geltung haben

wird. Denn die durch die Globalisierung bedingte weltweite Konkurrenz zwingt zu verstärkter

Innovation und Flexibilität. Das erf ordert eine permanente Qualif ikation aller Führungskräfte

und MitarbeiterInnen, sowie die ständige Überprüfung der vorliegenden Organisations- und

Arbeitsablauf strukturen.

                    Personalentwicklung als ein Instrument der Organisationsentwicklung sollte sich in der

heutigen Zeit aber nicht nur auf den engen Rahmen der eigenen Organisation beschränken,

sondern wir sollten damit beginnen die europäische Dimension in unseren Personalentwic k -

lungskonzepten mit zu integrieren. Dieses ist ein hoher Anspruch in Zeiten knapper Re s -

sourcen. W elche Möglichkeiten f inanzieller Unterstützung die Europäische Union schon
heute einräumt und wie diese Möglichkeiten von uns genutzt werden können, soll Inhalt des

folgenden Beitrags sein.

                    Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben sich schon seit längerer Zeit zu einer

engeren Zusammenarbeit bei der Entwicklung der Politik im Bereich der Lehre und der B e -

ruf sbildung verpf lichtet. Grund f ür diesen dynamischen Prozeß europaweiter Zusammena r -

beit ist die f este von allen geteilte Überzeugung, daß die Völker Europas sich nur durch enge

Zusammenarbeit das W issen und die Erf ahrungen aneignen können, die es Ihnen ermögl i -

chen werden, einer Zukunft zu begegnen, die durch tiefgreif ende soziale, technische und

wirtschaftliche Veränderungen gekennzeichnet ist. Die Herausforderung liegt in der effizie n -

ten Handhabung dieses Wandels.

                    Aus den vorangegangenen Ausf ührungen geht hervor, daß man in Europa das allgemeine

Qualif ikationsniveau der einzelnen und der gesamten Erwerbsbevölkerung anheben muß,

um der Herausf orderung des W andels begegnen zu können.

                    Die Mitgliedstaaten der europäischen Union und andere Organisationen, die mit der B e -

ruf saus-, -fort- und -weiterbildung befaßt sind, haben bereits begonnen, ihre Berufsbildung s -

politik so zu überarbeiten, daß sie dieser Herausforderung gerecht werden können. Es bleibt

jedoch noch viel zu tun.

                    In diesem Zusammenhang hat die Europäische Union ein Aktionsprogramm verabschi e -

det, welches zur Verbesserung der Qualität und der Innovationskapazität der Berufsbildung

in Europa beitragen soll. Dieses Aktionsprogramm wurde nach dem Naturwissenschaf tler

und Maler Leonardo da Vinci  benannt.

Das Aktionsprogramm ^ Leonardo da Vinci~

Ziel:

                    Das Aktionsprogramm ^ Leonardo da Vinci~ ist das Berufsbildungsprogramm der Europä i -

schen Union. Das Programm hat das Ziel, die Qualität der Berufsbildungspraxis in den eur o -

päischen Mitgliedstaaten zu fördern und dadurch zur Leistungsf ähigkeit der Berufsbildung s -

systeme beizutragen. Seine Absicht ist, durch die Förderung der Qualität der Beruf sbi l -

dungssysteme und ihrer Innovationskapazität, das 21. Jahrhundert, bezogen auf die Qualif i -

kation der Erwerbstätigen, vorzubereiten. Es geht darum, der Berufsbildung zu helf en, B e -

ruf e von morgen zu konzipieren, Entwicklungen zu antizipieren, sowie neue W ege und M e -

thoden bekanntzumachen, zu entwickeln und zu erproben.

                    Am Ende der 80iger Jahre waren mehrere Beruf sbildungsprogramme vom Ministerrat der

Europäischen Union verabschiedet worden, jedes mit einem genau def inierten Ziel. Das B e -

ruf sbildungsprogramm ^Petra~ war zuständig f ür die beruf liche Erstausbildung, ^Force~ war

verantwortlich f ür die beruf liche W eiterbildung, ^ Comett~ war autorisiert für die Zusammena r -

beit von Hochschule und W irtschaft und ^ Eurotecnet~ war befugt f ür die Förderung von Qu a -

lif ikation im Zusammenhang mit technologischer Innovation.

LEONARDO faßt die früheren Einzelprogramme COMETT, EUROTECNET, FORCE,

PETRA und Teile von LINGUA neu zusammen und stellt damit ab, auf die enge Verknüpfung

der bisher getrennten einzelnen Beruf sbildungsbereiche. Berufsbildung im Sinne des Pr o -

gramms bringt alle Formen beruf squalif izierender Bildung in Zusammenhang eines umfa s -

senden und andauernden Lernens.

                    LEONARDO ist ein Aktionsprogramm, das die Besonderheiten der Berufsbildungssyst e -

me jedes Mitgliedstaates respektiert. In der Tat geht es nicht darum, Diplome oder Berufsbi l -

dungsmaßnahmen zu harmonisieren. Das Ziel besteht vielmehr darin, die Projekte zu f ö r -

dern, die geeignet sind, Qualität und Innovation im Bereich der Berufsbildung in Europa zu

verbessern. LEONARDO muß zu einem Mehrwert f ür die nationalen Berufsbildungssysteme

beitragen. Das Programm zielt außerdem darauf ab, die europäische Dimension  der Beruf s -

bildung zu f ördern.

                    Eine der zentralen Ideen LEONARDO‘s ist die des ^lebenslangen Lernens~. Die berufliche

Erstausbildung und die berufliche W eiterbildung dürfen keine isolierten Abschnitte der En t -

wicklung des Individuums darstellen. Sie müssen in einer allgemeinen Konzeption der B e -

ruf sbildung als permanentem Prozeß verschmelzen.

Laufzeit

                    Das Aktionsprogramm ^LEONARDO da Vinci~ ist am 06. Dezember 1994 unter der Deu t -

schen EU Präsidentschaft durch den Ministerrat der Europäischen Union beschlossen wo r -

den; offizieller Programmbeginn war der 1. Januar 1995, das Programm wird am 31.12.1999

enden. Ein Nachfolgeprogramm bef indet sich zur Zeit in Vorbereitung. Für die Durchf ührung

des Programms steht ein Budget von ca. 670 Millionen ECU zur Verf ügung.

Was w ird gefördert?

Für folgende transnationale Aktionen können Anträge gestellt werden:

-  Pilot- und Multiplikatorprojekte  im Bereich der beruf lichen Bildung, deren Ergebnisse zur

                         W eiterentwicklung bzw. Verbesserung der beruf lichen Bildungssysteme bzw. -praxis be i -

                         tr a gen,

-  Erhebungen und Analysen  zum Ausbau der Kenntnisse im Bereich der beruf lichen Bi l -

                         dung,

-  Vermittlungs- und Austauschprojekte , durch die beruf liche Qualif ikationen und Vermit t -

                         lungschancen von Beruf sschüler/innen, Auszubildenden, jungen Arbeitnehmer/innen,

                         Hoc h schüler/ -innen sowie von Bildungspersonal verbessert werden können.

Wer ist antragsberechtigt?

                    Antragsberechtigt sind alle Institutionen der beruf lichen Bildung auf allen Ebenen, jedoch

keine Privatpersonen.

Welche Länder sind beteiligt?

                    Außer den 15 Mitgliedstaaten der Europäischen Union steht die Beteiligung am Pr o -

gramm gleichberechtigt den Staaten des Europäischen W irtschaftsraums (ERW ) offen. Seit

September 1997 sind auch die zwei mittel- und osteuropäischen Staaten Ungarn und Rum ä -

nien direkt am Programm beteiligt, d.h. Einrichtungen aus diesen zwei Ländern sind nac h -

träglich als gleichberechtigte Antragsteller anerkannt worden.

                    Somit sind transnationale Vorhaben uneingeschränkt mit Partnern aus f olgenden Staaten

möglich: Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Großbrita n -

nien, Irland, Island, Italien, Lichtenstein, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Österreich,

Rumänien, Portugal, Schweden, Spanien, Ungarn.

                    Die schrittweise Beteiligung weiterer Staaten ist für 1998 in Vorbereitung. Es handelt sich

dabei um: Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakische Republik, Slow e -

nien, Tschechische Republik und Zypern.

                    Die erf orderlichen Sondervereinbarungen sind derzeit (Stand September 1997) für diese

Staaten noch nicht in Kraft. Daher müssen die Bedingungen f ür die Beteiligung von Partnern

aus diesen Staaten in jedem Einzelf all geprüft werden.

Verantw ortlichkeit für die Programmdurchführung

                    Auf europäischer Ebene ist f ür das Programm und die Programmdurchführung die Eur o -

päische Kommission, Generaldirektion XXII verantwortlich.

                    Für die Umsetzung des Programms auf einzelstaatlicher Ebene wurden in den Mitglie d -

staaten nationale Koordinierungsstellen eingerichtet. Zu ihren Aufgaben gehören die Info r -

mation der Öffentlichkeit, die Beratung potentieller Antragsteller, die Bewertung der Anträge

und die Vorbereitung der Projektauswahl sowie die Begleitung und Evaluation der Projekte

und die Unterstützung der Projekte bei der Verbreitung von Erf ahrungen und Ergebnissen.

                    In Deutschland ist das Bundesministerium f ür Bildung, W issenschaft, Forschung und

Technologie (BMBF) politisch verantwortlich f ür das Programm und die Programmdurchf ü h -

rung.

                    Darüber hinaus wurde in Deutschland eine Gesamtkoordinierungsstelle notwendig. Das

Bundesinstitut f ür Beruf sbildung mit seinem Sitz in Berlin ist für die Gesamtkoordinierung

verantwortlich.

Förderungsbedingungen und übergreifende Qualitätskriterien

                    Gef ördert werden ausschließlich transnationale Aktionen, die zur Innovation der Beruf s -

bildung in Europa beitragen. Für Pilot- und Multiplikatorprojekte sowie Erhebungen und

Analysen wird die Beteiligung von mindestens drei Partnern aus mindestens drei teilne h -
menden Staaten vorausgesetzt. Lediglich bei Maßnahmen im Fremdsprachenbereich kö n -

nen auch Aktionen mit Partnern aus zwei teilnehmenden Staaten gef ördert werden.

                    Für die Beurteilung von Anträgen durch die LEONARDO Koordinierungsstelle BIBB gelten

neben den allgemeinen formalen Kriterien folgende generelle Qualitätskriterien:

Innovativer Gehalt

                    W ährend in Pilotprojekten etwas Neues entwickelt werden soll, tragen Multiplikatorpr o -

jekte zur Verbreitung von Innovation bei. Ein Antrag sollte deutlich machen, wie das vorg e -

schlagene Projekt die gängige Beruf sbildungspraxis (Inhalte , Methoden, Medien) verbe s -

sert, das Berufsbildungsangebot erweitert oder die Chancen auf dem Arbeitsmarkt erhöht.

Maßnahmen sollten sich nicht darauf beschränken, z.B. nur bereits vorhandene Lehrmat e -

rialien umzugestalten, z.B. zu einer CD-ROM. Vielmehr muß an bereits erreichten Entwic k -

lungs- und Qualif ikationsstandards angeknüpft werden. Der Nutzen für die Berufsbildung

muß deutlich werden.

Transnationaler Charakter

                    Pilotprojekte sind als gemeinsame Vorhaben von mindestens drei beteiligten Ländern zu

konzipieren. Es genügt nicht, daß der Antragsteller ein nationales Vorhaben mit einigen e u -

ropäischen ^Satelliten~ versieht. Vielmehr muß erkennbar sein, daß jeder Partner einen su b -

stanziellen eigenen Beitrag zu dem gemeinsamen Projekt leistet; seine speziellen Aufgaben

sind in einem Arbeitsplan darzustellen. Das Engagement jedes Partners drückt sich auch in

der Zuweisung eines deutlichen Anteils am Gemeinschaftszuschuß und in entsprechenden

nationalen Eigenmitteln aus. Diese Angaben müssen im Finanzierungsplan enthalten sein.

Akteursvielf alt

                    Anträge sollten von Partnerschaften getragen sein, die unterschiedliche Arten von Ve r -

antwortlichen in der Berufsbildung umfassen. Bei gleicher Qualität der Anträge werden diej e -

nigen bevorzugt, die eine starke Beteiligung von Unternehmen, vor allem kleinere und mittl e -

re Unternehmen bzw. eine aktive Einbindung der Sozialpartner auf weisen (vor allem im Hi n -

blick auf die Veränderung der Arbeitsorganisation). Gewünscht wird auch die Mitwirkung von

öff entlichen Stellen, z.B. von lokalen Einrichtungen zur Förderung der regionalen Entwic k -

lung.

Verbreitung und Transf er

                    Die Projekte sollen als Innovationsträger nicht nur während der Förderdauer und nicht nur

für sich arbeiten. Sie  nehmen ihren Platz im Programm stellvertretend für andere ein. W as

sie entwickeln, soll bereits während der Lauf zeit innerhalb der europäischen und nationalen

Beruf sbildungslandschaf t bekanntgemacht werden und wird als Verbreitung bzw. Dissem i -

nation umschrieben. Transf er bezeichnet ergänzend hierzu die Übertragung der Projekte r -

gebnisse in die Berufsbildungspolitik und -praxis, z.B. in der geregelten Aus- und Fortbi l -

dung, und zielt auf  eine anhaltende W irkung ab. Die Ergebnisse sollen letztlich sowohl im
europäischen, als auch im nationalen bzw. regionalen Zusammenhang zur W eiterentwic k -

lung der beruf lichen Bildung beitragen. Projekte sind daher so zu konzipieren, daß ihre Pr o -

dukte auch außerhalb der Partnerschaft zugänglich sind und in ähnlich gelagerten Anwe n -

dungszusammenhängen eingesetzt werden können. Die Projekte müssen Ihre Strategien

hierzu im Antrag deutlich machen.

Finanzielle Regelungen für Pilot- und Multiplikatorprojekte

                    In jedem Projektantrag muß ein geplantes Gesamtbudget aufgestellt werden. Dieses

Budget setzt sich zusammen aus dem beantragten Zuschuß und der gemeinsamen  Kof i -

nanzierung durch die Projektpartner. Im folgenden ist der Maximalbetrag für die gemei n -

schaf tliche finanzielle Unterstützung dieser Projekttypen angegeben. Es ist dabei zu beac h -

ten, daß die von der Kommission gewährten Zuschüsse im allgemeinen unterhalb der bea n -

tragten Zuschußhöhe liegen. Es kann daher zu erheblichen Abweichungen vom beantragten

Zuschuß kommen. Zudem soll daran erinnert werden, daß es sich bei der Fördersumme

durch die Gemeinschaft um einen Zuschuß zu den Gesamtkosten des Projekts handelt. Für

alle Zuschüsse gilt:

Maximum  pro Durchführungsjahr 100.000,- ECU (f ür die gesamte

Partnerschaft)

Maximale Übernahme 75% der Kosten

Maximale Lauf zeit 3 Jahre bei Pilotprojekten

2 Jahre bei Multiplikatorprojekten

Zuschußfähige Kosten

                    Darunter f allen alle tatsächlichen Kosten, die während der Lauf zeit des Vertrages von der

Partnerschaft getragen werden und die erforderlich sind f ür die Durchführung der im Vertrag

festgelegten Aufgaben. dazu können gehören:

-  Personalkosten

-  Gemeinkosten (maximal 10% der Gesamtkosten des Projekts)

-  Reise- und Aufenthaltskosten

-  Kosten für die Vergabe von Unterverträgen

-  Honorar der Ausbilder

-  weitere zusätzliche bzw. unvorhergesehene Kosten, die zu keiner der o.g. Kategorien

                                                 gehören und die in Abstimmung mit der Kommision für die ordnungsgemäße Durc h -

                                                 führung der vertraglich vereinbarten Ausgaben als erf orderlich erachtet wurden,

-  Datenverarbeitungsanlagen und audiovisuelle Ausstattung (ausnahmsweise unter

                                                 Angabe besonderer Gründe)

Dokumentation und Evaluation

                    Über das Aktionsprogramm Leonardo da Vinci  wird nach Ablauf  eines jeden Jahres ein

Kompendium verfaßt. In diesem zusammenf assenden Abschlußbericht sind sämtliche Pr o -
jekte des Aktionsprogramms in Kurzf orm beschrieben. Von den Jahren 1995 und 1996 liegt

ein Kompendium vor. Der Abschlußbericht über das Jahr 1997 ist noch nicht veröffentlicht.

                    In der Ausschreibungsrunde 1996 zum Berufsbildungsprogramm Leonardo da Vinci wu r -

den 278 Anträge f ür Pilotprojekte und Erhebungen und Analysen von deutschen Antragste l -

lern eingereicht. Von diesen Anträgen wurden insgesamt 84 von der europäischen Kommi s -

sion bewilligt. Die Gesamtfördersumme für diese Projekte unter deutscher Leitung beträgt

über 20 Millionen ECU.

                    Die Zahl der geförderten  Pilot- und Multiplikatorprojekte sowie Forschungsprojekte in

Deutschland schlüsselte sich im Jahr 1996 wie f olgt auf:

W eiterbildung 34 Projekte

Ausbildung 18 Projekte

Hochschule/W irtschaft 14 Projekte

Fremdsprachen 12 Projekte

Beruf sberatung   2 Projekte

Erhebungen und Analysen   4 Projekte

                    Von den 84 bewilligten deutschen Anträgen, möchte ich im f olgenden einige Projekte e x -

emplarisch vorstellen, um einen Eindruck über die Themen zu vermitteln:

-  Transnationale Standards in der Elektrotechnik

-  Europäische Ausbilderqualif ikation

-  Schlüsselqualif ikationen

-  Qualitätsmanagement - Meß- und Prüftechniken

-  Ausbildungs- und W eiterbildungsprogramm f ür einen europäischen Baumpf leger

-  Ver- und Entsorger - Vorbereitung eines europäischen Berufsbildes

-  Europäische Umweltbeauf tragte - im Betrieb

Nach meinem bisherigen Kenntnisstand hat sich bisher noch niemand aus dem Bereich der

Krankenpf lege an einem Leonardo Projekt beteiligt. Auch die Medizinische Universität zu

Lübeck hat bisher noch nicht an einem Leonardo Projekt mitgewirkt. Aufmerksam wurden wir

auf  das Aktionsprogramm Leonardo da Vinci  durch unsere Finnischen Partner aus Kotka,

mit denen wir einen regen Kontakt und Austausch pflegen. Finnland ist seit 01.01.1997 Mi t -

glied in der Europäischen Union und von Beginn an bereits bestens inf ormiert über das Akt i -

onsprogramm Leonardo da Vinci .

                    An dieser Stelle wirf t sich die Frage auf, warum aus dem Bereich der Krankenpf lege in

gesamt Deutschland sowenig Interesse und Kenntnis an dem europäischen Berufsbildung s -

programm vorhanden ist. Sind wir zu sehr mit unseren eigenen organisationsinternen Pr o -

blemen beschäftigt, um unseren Blick auf Europa zu richten? Können wir es uns eigentlich

noch leisten in der heutigen Zeit , die Möglichkeiten die Europa uns heute schon bietet zu

ignorieren? Ich denke die Frage beantwortet sich von selbst.

W ie ein aktives Mitwirken am Aktionsprogramm Leonardo da Vinci aussehen könnte und mit

welchen Themen wir an diesem Aktionsprogramm teilnehmen könnten, möchte ich abschli e -

ßend in einem Schaubild kurz auf listen:

- Vision -

                                                                                                                       Mögliche Projektthemen aus dem Bereich der Krankenpf lege

-  Transnationale Standards in der Krankenpflege

-  Europäische Ausbilderqualif ikation

-  Schlüsselqualif ikationen

-  Qualitätsmanagement in der Krankenpflege

-  Aus- und W eiterbildungsprogramm für eine europäische Krankenschwester

-  Europäische Gesundheitsbeauftragte in Betrieben

Beiträge

Struktur des Berliner Reformstudiengangs Medizin

                    Ausgangspunkt des Berliner Ref ormstudiengangs war der UNiMUT-Streik der Berliner

Studierenden im W intersemester 1988/89. Diese Bewegung, die alle Fachbereiche umfaßte,

wollte auf  die strukturellen und inhaltlichen Def izite der universitären Ausbildung aufmerksam

machen. Ausgehend von einer grundlegenden Kritik am traditionellen Medizinstudium und

einer Orientierung an den positiven Erf ahrungen etablierter ausländischer Reformuniversit ä -

ten entwickelten Studierende der Medizin die Idee eines alternativen Studiengangs. In de s -

sen Mittelpunkt sollte ein praxisbezogenes Studium stehen, in dem theoretische und prakt i -

sche Inhalte fachübergreif end angeboten und die Eigeninitiative der Studierenden gef ördert

werden sollte. Mit dieser Zielsetzung, die sich mit den heute vorliegenden Empfehlungen des

W issenschaftsrates und der Sachverständigengruppe im Bundesministerium f ür Gesundheit

deckt, sollte auch in Deutschland eine Medizinerausbildung institutionalisiert werden, die den

internationalen Bestrebungen zur Verbesserung dieser Ausbildung entsprach. Es gelang mit

Unterstützung des Dekans des Fachbereichs Universitätsklinikum Rudolf  Virchow eine A r -

beitsgruppe Reformstudiengang Medizin einzurichten, die in Zusammenarbeit mit Vertretern

aus Grundlagenmedizin und klinischen Fachgebieten die detaillierte Ausgestaltung des Cu r -

riculums in Angriff nahm.

                    Aufgrund des grundsätzlich neuen Charakters des Berliner Ref ormstudiengangs Medizin

ist seine Einf ührung zunächst als Pilotprojekt mit 63 Studierenden pro Jahr geplant. Er soll in

Zusammenarbeit mit dem Institut f ür Medizinische Statistik an der Freien Universität Berlin

von einer kontinuierlichen externen Evaluation begleitet werden.

Ausbildungsziele

                    Ausbildungsziel ist die Ärztin bzw. der Arzt, die/der befähigt ist, zur Erhaltung oder W i e -

derherstellung von Gesundheit und W ohlbef inden auf individueller und gesellschaf tlicher

Ebene beizutragen. Sie sollen sowohl zu einer fachspezif ischen Weiterbildung wie auch zu

einer Tätigkeit in einer wissenschaftlichen Institution befähigt sein. Nach Abschluß des St u -

diums müssen sie daher:

·
        über ausreichende medizinische Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähigkeiten verf ü gen;

·
        ärztliche Entscheidungen unter Einbeziehung ethischer, wirtschaftlicher und ökologischer

                         Aspekte treffen können;

·
        in der Lage sein, die eigene Kompetenz einzuschätzen und im Team zu a r beiten;

·
        in der Lage sein, W issen und Fertigkeiten an Patienten, deren Angehörige und medizin i -

                         sches Fachpersonal zu vermitteln;

·
        bereit sein, sich auch nach dem Studium in eigener Verantwortung f ortzubi l den;

·
        bef ähigt sein, wissenschaf tlich zu denken und zu arbeiten.

Im Unterschied zum traditionellen Studiengang ist die Trennung zwischen Vorklinik und Kl i -

nik aufgehoben. Anhand konkreter Problemstellungen werden die natur- und geisteswisse n -

schaf tlichen Grundlagen vom Beginn des Studiums an zusammen mit den klinisch releva n -

ten Inhalten vermittelt. Der erste Studienabschnitt (1. - 5. Semester) orientiert sich dabei

weitgehend an Organen bzw. Organsystemen und beinhaltet wöchentliche Hospitationen in

einer ärztlichen Praxis. Der zweite Studienabschnitt (6. - 10. Semester) ist nach Lebensa b -

schnitten gegliedert und umf aßt mehrwöchige Blockpraktika in klinischen Fachgebieten. Im

Anschluß daran ist wie bisher das Praktische vorgesehen. Die zentrale Lehr- und Lernm e -

thode im Ref ormstudiengang stellt das Problemorientierte Lernen (POL) dar. In einer Klei n -

gruppe, die von Dozenten geleitet wird, erarbeiten die Studierenden anhand von theoret i -

schen oder praktischen Fallbeispielen die Lernziele. Diese Arbeit wird begleitet durch die f ä -

cherübergreif ende Darstellung medizinischer Inhalte, die in den folgenden Seminaren und

Praktika angeboten werden: " Klinisch-theoretische Grundlagen 1", " Klinisch-theoretische

Grundlagen 2", "Untersuchung, Diagnostik, Akutmaßnahmen".

                    Die Inhalte werden dabei nicht wie im traditionellen Studiengang in auf einanderfolgenden

Semestern fachgetrennt dargeboten, sondern kehren in Form einer Lehr- und Lernspirale mit

zunehmender Komplexität im gesamten Studienverlauf immer wieder.

                    W öchentliche Seminare bzw. Übungen zu den Themenbereichen "Gesundheitswisse n -

schaf ten", "Grundlagen ärztlichen Denkens und Handelns", "Grundlagen wissenschaftlichen

Arbeitens" und "Interaktion" sowie ein integriertes Studium generale sollen die Studierenden

bef ähigen, medizinische Inhalte in Zusammenhang mit psychosozialen Aspekten zu stellen

und kommunikative Kompetenzen zu erwerben. Die Studierenden haben außerdem die

Möglichkeit, W issen und Erfahrungen aus Gebieten eigener W ahl im Rahmen von W ah l -

pf lichtpraktika zu vertief en.

Prüfungen

                    Aufgrund der im Gegensatz um traditionellen Studiengang grundlegend anderen Studie n -

struktur ist eine Änderung im Prüfungsablauf notwendig. Dies betrifft nicht nur die Prüfung s -

inhalte, sondern auch die Prüfungsform. Multiple-Choice-Fragen, die überwiegend passives

kognitives W issen prüfen, treten im Ref ormstudiengang gegenüber der Prüf ung von anwe n -

dungsbezogenem W issen und der Fähigkeit, komplexe Fragestellungen zu beantworten in

den Hintergrund. Daf ür kommen die praxisorientierten " Objective Structured Clincal Exam i -

nations" (OSCE) und " Modif ied Essay Questions" (MEQ) zur Anwendung. Diese Prüfung s -

formen sind nach jedem Semester als Semesterabschlußprüf ungen vorgesehen. Studiere n -

de des Reformstudiengangs Medizin sollen dann das Studium mit dem letzten Abschnitt der

geplanten ärztlichen Prüfung der nächsten Approbationsordnungsnovelle nach dem 12. S e -

mester abschließen.

Gesetzliche Voraussetzungen

                    Das Curriculum des Berliner Reformstudiengangs Medizin liegt umsetzungsfähig vor. Der

Zeitpunkt des Studienbeginns hängt jedoch von der Schaffung gesetzlicher Grundlagen ab.

Soweit absehbar, sollen diese im Rahmen der Neuordnung des Medizinstudiums vom Bu n -

desministerium für Gesundheit und vom Bundesrat als Modellstudiengangsklausel 1998 g e -

schaff en werden. Unter der weiteren Voraussetzung, daß die Finanzierung des Reformstud i -

engangs gewährleistet wird, kann der Ref ormstudiengang im Oktober 1998 beginnen.

Kontakt

Ref ormstudiengang Medizin

Charité Universitätsklinikum

Medizinische Fakultät der Humboldt-Universität zu Berlin

Tel: 030/450-76112

Fax:   030/450-76912

Internet: http://www.ukrv.de/rv/reform/

e-mail:   refmed@ukrv.de

Ak tuelles aus der MUL

Erziehungsurlaub und dann?

                    Derzeit nehmen 80% aller Frauen im Anschluß an den Mutterschutz Erziehungsurlaub.

Väter nehmen die Möglichkeit des Erziehungsurlaubs kaum wahr, obwohl die Zahl der Mä n -

ner, die sich in den letzten Jahren f ür einen Erziehungsurlaub entschieden haben, zwar sehr

langsam aber stetig steigt. So betrifft das Problem des beruf lichen W iedereinstiegs heute

hauptsächlich Frauen. Doch der beruf liche W iedereinstieg muß nicht zum Problem werden.

Einige Tips sollen im f olgenden Beitrag mithelf en, die Rückkehr zum Arbeitsplatz f ür alle

Beteiligten zu e r leichtern.

·
        Steht für Sie von Anf ang fest, daß Sie nach dem Erziehungsurlaub wieder arbeiten

                    möchten, sollten Sie dies sowohl gegenüber Ihren Kollegen und Kolleginnen als auch I h -

                    rem Arbeitgeber deutlich machen. Dies beginnt mit dem Verschicken einer Geburtsa n -

                    zeige , in der Sie beispielsweise bereits ankündigend erwähnen, daß Sie sich auf eine e r -

                    neute Zusa m menarbeit in Zukunft freuen.

·
        Ein regelmäßiger Kontakt  sollte auch während des Erziehungsurlaubs mit den Kollegen

                    und Kolleginnen gehalten werden. Dies können monatliche Telephonate sein, in denen

                    Sie sich die wichtigsten Veränderungen innerhalb der Klinik oder des Institutes erzählen

                    lassen. Auf diese W eise erf ahren Sie auch anstehende Umstrukturierungen einer Abte i -

                    lung, die f ür Ihren eigenen Arbeitsplatz nicht unwichtig sein könnten.

·
        Auch sollten Sie Kontakt zu Ihrer Vertretung  auf nehmen und ihr Ihre Hilf e anbieten. Es ist

                    in jedem Falle taktisch unklug, in ihr eine Rivalin oder Konkurrentin zu sehen. Eine koll e -

                    giale Kooperation ist immer auch ein Zeichen Ihrer sozialen Kompetenz.

·
        Außerdem sollten Sie sich um das Fortbildungsverzeichnis der Innerbetrieblichen Fort-

                    und W eiterbildung bemühen. Über eine Fortbildung  wirken Sie dem Vorurteil entgegen,

                    kein Interesse mehr an einer persönlichen beruf lichen W eiterentwicklung zu haben. Da r -

                    über hinaus bietet eine Fortbildung die Möglichkeit, Kollegen und Kolleginnen wiederz u -

                    sehen.

·
        Ein Gespräch mit Ihrem Vorgesetzten  sollte unbedingt rechtzeitig verabredet werden.

                    Damit signalisieren Sie zum einen, daß Sie trotz Erziehungsurlaub noch da sind, und zum

                    anderen, daß Sie auch weiterhin an Ihrem Job interessiert sind. Möglicherweise können in

                    diesem Gespräch bereits Wiedereinstiegsmodalitäten geklärt werden.

                    Auf den ersten Blick scheinen diese Aktivitäten sehr auf wendig. Doch über einen längeren

Zeitraum verteilt, ist es durchaus organisatorisch zu bewältigen. Und in der Regel lohnt sich

dieser Auf wand: Sie bleiben auf dem Laufenden und verschwinden nicht völlig aus dem G e -
sichtskreis Ihrer Kollegen und Kolleginnen. Und unter diesen Vorzeichen f unktioniert Rüc k -

kehr an den Arbeitsplatz häuf ig reibungsloser.

Der Kampf um einen Kindergartenplatz

                    In Zeiten, in denen von Arbeitnehmern/innen immer mehr Mobilität und Flexibiltät gefo r -

dert wird, scheint die Zeit im Kindergarten stehen geblieben zu sein. Die Ursache hierfür liegt

sicherlich in den immer knapper werdenden f inanziellen Mitteln der städtischen Einrichtu n -

gen. So können die wenigsten Kindergärten f lexible Öffnungszeiten anbieten, so daß für

viele Frauen, die keinen Kindergartenplatz im Betriebskindergarten der MUL oder im Kiks

bekommen konnten, die Kinderbetreuung ein echtes Problem darstellt. Dieses Problem ve r -

stärkt sich in dem Moment, wo der Vater des Kindes, aus welchen Gründen auch immer,

nicht zur Entlastung bei der Kindererziehung und -betreuung zur Verf ügung steht. An dieser

Stelle könnte eine Tagesmutter die Lösung des Problems sein. Allerdings ist eine Tage s -

mutter in der Regel teurer als ein Kindergartenplatz. Unter Umständen können die Kosten

daf ür vom Jugendamt ganz oder teilweise übernommen werden. Dazu muß �die Notwendi g -

keit dieser Betreuung^, wie es so schön in der Amtssprache heißt, f estgestellt werden.

Es gibt ganz unterschiedliche Arten der Tagespf lege.

Dazu gehören:

·
        Tagespf legefamilien, die ein bis drei Kinder auf nehmen;

·
        Tagesgroßf amilien, die vier bis fünf Kinder aufnehmen;

·
        Kurzzeitpf lege über einen begrenzten Zeitraum, zum Beispiel während der Ferienzeit e i -

                    ner Kinderkrippe oder eines Kindergartens;

·
        Betreuung durch eine Tagespf legeperson im Haushalt der Eltern.

                    Da dies eine Betreuungsform ist, die unter Privatleuten vereinbart wird, ist die Information

und Beratung darüber um so wichtiger. Mit der Pf legeperson sollten etwa versicherung s -

rechtliche Fragen, Kosten und Urlaubsregelungen geklärt werden. Muster für Betreuung s -

verträge erha l ten Sie bei dem

Tagemütter-Bundesverband für Kinderbetreuung in Tagespf lege e.V.

Breite Str. 2

40670 Meerbusch

Tel. 02159/1377

Beratung und Vermittlung von Kinderbetreuungsmöglichkeiten erhalten Sie beim

Jugendamt der Hansestadt Lübeck Sprechzeiten: Mo und Fr. 8.30-10.00 Uhr

Fischstr. 2-6 Do 14.00-17.00 Uhr

23552 Lübeck Tel.: (0451) 122 51 34

Ak tuelles aus der MUL

Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz - (k)ein Kavaliersdelikt?

W as heißt eigentlich sexuelle Belästigung?

                    Es beschreibt das Verhalten eines Menschen gegenüber eines anderen, das durch die

betroffene Person als unerwünscht empf unden wird und durch das die Person herabgewü r -

digt wird. Hierzu gehören beispielsweise körperliche Berührungen oder gar Übergriffe, a n -

zügliche Bemerkungen mit sexuellem Inhalt, was auch abwertende Kommentare zur Figur

umf aßt, Vorzeigen pornographischer Bilder und indirekte sowie direkte Aufforderungen zu

sexuellen Handlungen. Dieses Verhalten wiegt besonders schwer, wenn Abhängigkeitsve r -

hältnisse ausgenutzt we r den.

                    Sicherlich sind individuelle W ahrnehmungen über das, was als belästigend empfunden

wird, von Person zu Person unterschiedlich. Dennoch wissen Frauen in der Regel sehr g e -

nau zu differenzieren, welche Bemerkungen und Berührungen freundschaftlich bzw. kollegial

gemeint sind und welche Verhaltensweise sie als belästigend und herabwürdigend empf i n -

den.

                    W enn es um das Thema der sexuellen Belästigung geht, wird immer wieder die Meinung

laut, daß so etwas bei uns nicht passiert oder wenn es passiert, daß das doch nur Ausna h -

men sind. Nach einer Studie des Bundesministeriums f ür Familie, Senioren, Frauen und J u -

gend ist diese Behauptung leider ein Irrtum. Danach gaben 72% aller befragten Frauen an,

an ihrem Arbeitsplatz Situationen erlebt zu haben, die als sexuelle Belästigung einzustufen

sind. Das heißt, es handelt sich hier um eine ganze Reihe von Ausnahmen.

                    W elche rechtliche Handhabe können Betroffene f ür sich in Anspruch nehmen und welche

präventiven Maßnahmen können ergriffen werden, um sich rechtzeitig sowohl vor verbalen

als auch vor körperlichen Übergriffen zu schützen? Diese Fragen können an dieser Stelle

sicherlich nicht im vollen Umf ang beantwortet werden. Aber zumindest sei an dieser Stelle

auf  das Gesetz der Beschäftigten vor sexuellen Belästigungen hingewiesen, das nachfo l -

gend mit einer Kommentierung abgedruckt wird. Denn Aufklärung über die eigenen Rechte

ist ein erster, wenn auch kleiner Schritt, Angst zu nehmen und zumindest rechtliche Siche r -

heit zu geben.

Das Gesetz zum Schutz der Beschäftigten vor sexueller Belästigung

                    Am 1. September 1994 ist das Gesetz zum Schutz der Beschäftigten vor sexueller Bel ä -

stigung am Arbeitsplatz ( Beschäftigtenschutzgesetz) in Kraft getreten (BGB. 1994, 1412 f.).

Das Gesetz ist Teil des 2. Glei BG vom 24. Juni 1994 (Art. 10) und gilt im Gegensatz zu den
meisten Vorschrif ten des 2. Glei BG sowohl f ür den gesamten öffentlichen Dienst als auch

für die Privatwirtschaf t.

Es soll nach § 1 Abs. 2 alle Beschäftigten in diesem Bereich, also Arbeitnehmerinnen und

Arbeitnehmer, arbeitnehmerähnliche Personen, in Heimarbeit Beschäftigte, Beamtinnen und

Beamte, Richterinnen und Richter und weibliche und männliche Soldaten vor sexueller Bel ä -

stigung am Arbeitsplatz schützen.

                    Nicht unmittelbar in den Schutzbereich des Gesetzes fallen die Betroffenen, die - ohne

Arbeitnehmerinnen oder Beamtinnen zu sein - in Ausbildungsverhältnissen stehen, zum Be i -

spiel Schülerinnen und Studentinnen und Dritte, die von Beschäftigten belästigt werden, zum

Beispiel Kundinnen, Patientinnen, Mandantinnen etc.. In diesen Fällen sind die Grundsätze

des Gesetzes analog anzuwenden.

                    Beschäf tigte (Beamte, Arbeiter und Angestellte), die sexuelle Belästigungen gegenüber

Dritten im Rahmen ihres Dienst- oder Arbeitsverhältnisses begehen, verstoßen - das ist u n -

streitig - gegen ihre arbeitsvertraglichen und dienstrechtlichen Verpf lichtungen.

Zur Entstehungsgeschichte des Gesetzes

                    Seit 1990 wird in der Bundesrepublik über sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz öffentlich

diskutiert. Unmittelbarer Auslöser war die öffentliche Diskussion in den USA um den f arbigen

Bundesrichter Clarence Thomas, der von einer früheren Angestellten, Anita Hill, beschuldigt

worden ist, sie sexuell belästigt zu haben.

                    Die öff entliche Anhörung hat auch in der Bundesrepublik ein starkes Medieninteresse

ausgelöst. Im gleichen Jahr wurde vom Bundesfrauenministerium eine Untersuchung zur s e -

xuellen Belästigung am Arbeitsplatz veröffentlicht, die erstmalig für die Bundesrepublik r e -

präsentative Zahlen über die Häuf igkeit, die Art und W eise der Belästigung, die Gegenwehr

von Frauen etc. vorlegte. Bereits 1984 hatten nach dem sogenannten Busengrabscher-Fall

der ^Grünen~ im Bundestag erste Veröffentlichungen und eine Infas-Untersuchung gezeigt,

daß sexuelle Belästigung in erheblich größerem Umfang an der Tagesordnung ist, als bis

dahin angenommen wurde. 1992 gab die Europäische Gemeinschaft Empfehlungen heraus,

mit welchen praktischen Verhaltensregeln und Maßnahmen sexuelle Belästigung bekämpft

we r den sollte.

                    Mit der Diskussion über ein Schutzgesetz wurde eine Debatte aufgegriff en, die bereits ab

dem letzten Drittel des 19. Jahrhunderts eine erhebliche Rolle gespielt hatte. 1877 wurde e i -

ne Untersuchung des Deutschen Reichs über Frauen- und Kinderarbeit in den Fabriken ve r -

öff entlicht, die zur Novellierung der Gewerbeordnung 1891 f ührte und die erhebliche sexuelle

Übergriff e andeutete (Stenograf ischer Bericht des Deutschen Reichstags, Bd. 116, S. 2143-

2145): So beanspruchte ein Vorarbeiter in der preußischen Tabakindustrie oft ^das Recht

des Gebieters~. Aus der Konfektionsindustrie wird berichtet: ^Die Arbeiterin, die die Kleider
herstellt, ist völlig von dem Arbeiter abhängig, der sie ausfertigt, meistens ist sie seine M ä -

tresse.~.

Diese Mißstände f ührten zur Änderung der Gewerbeordnung 1891, der neugeschaffene §

120 b GewO legte f est, daß der Gewerbeunternehmer verpflichtet ist, das Verhalten der A r -

beitnehmer im Betrieb so zu regeln, daß die Aufrechterhaltung der guten Sitten und des A n -

standes gesichert wird. Insbesondere sollten die Geschlechter am Arbeitsplatz zur Durchse t -

zung dieses Zieles getrennt werden (§ 120 b Abs. 2 GewO), eine Vorschau, die mögliche r -

weise mit zur Schaffung des geschlechtsspezif ischen Arbeitsmarktes und zur Geschlecht s -

hiera r chie in den Betrieben gef ührt hat.

                    Nach Inkrafttreten des § 120 b GewO wurde über Ausf ührungsbestimmungen diskutiert,

mehrere Versammlungen abgehalten, eine Reichstagssitzung dem Thema gewidmet und

sogar über einen Betrieb eine Sperre verhängt. Um 1900 wird von Rudolf Quanter vehement

beklagt, daß für weibliche Arbeitnehmerinnen kein ausreichender Straf schutz vorhanden ist.

                    Erst mit der Strafrechtsreform 1973 taucht der Begriff des Mißbrauchs des Dienst- oder

Arbeitsverhältnisses erstmalig im Strafgesetzbuch auf. Nach § 174 Abs. 1 Nr. 2 StGB sind

sexuelle Handlungen bei Jugendlichen unter 18 Jahren bei Mißbrauch des Dienst- oder A r -

beitsverhältnisses unter Strafe gestellt. Bis heute ist der strafrechtlichen Schutz gegen sex u -

elle Übergriff e im Rahmen der Dienst- und Arbeitsverhältnisse völlig unzureichend. Auch der

arbeit s rechtliche Schutz durch § 120 b GewO und § 618 BGB, durch die  Anti-

Diskriminierungs-Vorschrift des § 611 a BGB und durch das Disziplinarrecht waren nicht

ausreichend, zumal diese Vorschriften kaum bekannt sind.

Die einzelnen Regelungen des Beschäftigtenschutzgesetzes:

Artikel 10

Gesetz zum Schutz der Beschäftigen vor sexueller Belästigung am Arbeitsplatz

§ 1

Ziel Anwendungsbereiche

                    (1) Ziel des Gesetzes ist die W ahrung der W ürde von Frauen und Männern durch den

                    Schutz vor sexueller Belästigung am Arbeitsplatz.

                    (2) Beschäf tigte im Sinne dieses Gesetzes sind

                    1. die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Betrieben und Verwaltungen des privaten

                    oder öffentlichen Rechts (Arbeiterinnen und Arbeiter, Angestellte, zu ihrer Berufsbildung

                    Beschäf tigte), ferner Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbständigkeit als a r -

                    beitnehmerähnliche Personen anzusehen sind. Zu diesen gehören auch die in Heimarbeit

                    Beschäf tigten und die ihnen Gleichstellten, - für sie tritt an die Stelle des Arbeitgebers der

                    Auftraggeber oder Zwischenmeister -

                    2. die Beamtinnen und Beamten des Bundes, der Länder, der Gemeinden, der Gemei n -

                    deverbände sowie der sonstigen der Auf sicht des Bundes oder eines Landes unterst e -

                    henden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts,-

                    3. die Richterinnen und Richter des Bundes und der Länder,-

                    4. weibliche und männliche Soldaten (§ 6)

§ 2

Schutz vor sexueller Belästigung

                                       (1) Arbeitgeber und Dienstvorgesetzte haben die Beschäftigten vor sexueller Beläst i -

                                       gung am Arbeitsplatz zu schützen. Dieser Schutz umf aßt auch vorbeugende Maßna h -

                                       men.

                                       (2) Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz ist jedes vorsätzliche, sexuell bestimmte Ve r -

                                       ha l ten, das die W ürde von Beschäftigten am Arbeitsplatz verletzt. Dazu gehören

                    1. sexuelle Handlungen und Verhaltensweisen, die nach den strafgesetzlichen Vorschri f -

                    ten unter Straf e gestellt sind, sowie

                    2. sonstige sexuelle Handlungen und Aufforderungen zu diesen, sexuell bestimmte kö r -

                    perliche Berührungen, Bemerkungen sexuellen Inhalts sowie Zeigen und sichtbares A n -

                    bringen von pornographischen Darstellungen, die von den Betroffenen erkennbar abg e -

                    lehnt we r den.

                    (3) Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz ist eine Verletzung der arbeitsvertraglichen

                    Pf lichten oder ein Dienstvergehen.

§ 3

Beschwerderecht der Beschäftigten

                    (1) Die betroffenen Beschäftigten haben das Recht, sich bei den zuständigen Stellen des

                    Betriebes oder der Dienststelle zu beschweren, wenn sie sich vom Arbeitgeber, von Vo r -

                    gesetzten, von anderen Beschäftigten oder von Dritten am Arbeitsplatz sexuell belästigt

                    im Sinne des § 2 Abs. 2 fühlen. Die Vorschrif ten der §§ 84, 85 des Betriebsverf assung s -

                    gese t zes bleiben unberührt.

                    (2) Der Arbeitgeber oder Dienstvorgesetzte hat die Beschwerde zu prüf en und geeignete

                    Maßnahmen zu treffen, um die Fortsetzung einer festgestellten Belästigung zu unterbi n -

                    den.

§ 4

Maßnahmen des Arbeitgebers oder Dienstvorgesetzten, Leistungsverweigerungsrecht

                    (1) Bei sexueller Belästigung hat

                    1. der Arbeitgeber die im Einzelf all angemessenen arbeitsrechtlichen Maßnahmen wie

                    Abmahnung, Umsetzung, Versetzung oder Kündigung zu ergreif en. Die Rechte des B e -

                    triebsrates nach § 87 Abs. 1.Nr. 1, §§ 99 und 102 des Betriebsverf assungsgesetzes und

                    des Personalrates nach § 75 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 a und Abs. 3 Nr. 15, § 77 Abs. 2 und § 79

                    des Bundespersonalvertretungsgesetzes sowie nach den entsprechenden Vorschrif ten

                    der Pe r sonalvertretungsgesetze der Länder bleiben unberührt;

                    2. der Dienstvorgesetzte die erforderlichen dienstrechtlichen und personalwirtschaf tlichen

                    Maßnahmen zu treffen. Die Rechte des Personalrates und Personalangelegenheiten der

                    Beamten nach den §§ 76, 77 und 78 des Bundespersonalvertretungsgesetzes sowie nach

                    den entsprechenden Vorschrif ten der Personalvertretungsgesetze der Länder bleiben u n -

                    b e rührt.

                    (2) Ergreift der Arbeitgeber oder Dienstvorgesetzte keine oder offensichtlich ungeeignete

                    Maßnahmen zur Unterbindung der sexuellen Belästigung, sind die belästigten Beschä f -

                    tigten berechtigt, ihre Tätigkeit am betreffenden Arbeitsplatz ohne Verlust des Arbeitsen t -

                    gelts und der Bezüge einzustellen, soweit dies zu ihrem Schutz erf orderlich ist.

                    (3) Der Arbeitgeber oder Dienstvorgesetzte darf die belästigten Beschäftigten nicht b e -

                    nachteiligen, weil diese sich gegen eine ^sexuelle Belästigung~ gewehrt und in zulässiger

                    W eise ihre Rechte ausgeübt haben.

§5

Fortbildung f ür Beschäftigte im öffentlichen Dienst

Im Rahmen der beruf lichen Aus- und Fortbildung von Beschäftigten im öffentlichen Dienst

sollen die Problematik der sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz, der Rechtsschutz für die

Betroffenen und die Handlungsverpf lichtungen des Dienstvorgesetzten berücksichtigt we r -

den. Dies gilt insbesondere bei der Fortbildung von Beschäftigten der Personalverwaltung,

Personen mit Vorgesetzten und Leitungsaufgaben, Ausbildern sowie Mitgliedern des Pers o -

nalrates und Frauenbeauftragten.

§ 6 ( gilt nur für Soldaten)

§7

Bekanntgabe des Gesetzes

In Betrieben und Dienststellen ist dieses Gesetz an geeigneter Stelle zur Einsicht auszul e -

gen oder auszuhängen.

Kommentierung:

zu § 1

Schutzmaßnahmen

                    Das Beschäftigtenschutzgesetz ist als Arbeitsschutzgesetz konstruiert und legt deutlich

und unmißverständlich die Verantwortlichkeit des Arbeitgebers zum Schutz der Beschäfti g -

ten vor sexueller Belästigung am Arbeitsplatz fest (§ 2 Abs. 1).

                    ^Dieser Schutz umfaßt auch vorbeugende Maßnahmen~ heißt es in § 2 Abs. 1.

                    Die klare Verantwortlichkeit des Arbeitgebers zum Schutz vor sexueller Belästigung am

Arbeitsplatz bedeutet, daß gegebenenfalls Haftungs- und Schadensersatzansprüche gege n -
über dem Arbeitgeber bestehen, wenn der Arbeitgeber seine Verpflichtung - auch zum vo r -

beuge n den Schutz - nicht einhält.

                    In Anbetracht der hohen Zahl der sexuellen Belästigungen am Arbeitsplatz, die die Bu n -

desuntersuchung herausgef unden hat (72 % der Befragten sind bereits sexuell belästigt

worden), kann heutzutage kein Arbeitgeber mehr darauf vertrauen, daß ausgerechnet in se i -

nem Betrieb sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz nicht vorkommt. Es muß vielmehr davon

ausgegangen werden, daß sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz ein häufiges und alltägl i -

ches Problem beruf stätiger Frauen ist und deshalb Schutzmaßnahmen ergriff en werden

müssen.

                    Zu diesen Schutzmaßnahmen ist der Arbeitgeber gesetzlich verpf lichtet. Schutzmaßna h -

men können nicht nur Fortbildungsveranstaltungen im öffentlichen Dienst und in der Priva t -

wirtschaft sein ( f ür den öffentlichen Dienst sind sie nach § 5 des Gesetzes vorgesehen). Zu

den Schutzmaßnahmen gehören auch der Hinweis an alle Beschäf tigten, daß sexuelle Bel ä -

stigung verboten ist, die Beachtung dieses Grundsatzes bei personellen Einzelmaßnahmen,

evtl. die Auf nahme des Verbotes in Arbeitsverträge, der Abschluß von Dienst- und Betrieb s -

vereinb a rungen, der Erlaß ergänzender Richtlinien etc..

zu § 2

Sexuelle Belästigung

                    § 2 Abs. 2 macht deutlich, was unter sexueller Belästigung am Arbeitsplatz zu verstehen

ist. Dazu gehören nicht nur diejenigen Handlungen, die ohnehin unter Straf e gestellt sind,

sondern auch alle sonstigen sexuellen Handlungen und Aufforderungen zu diesen, sexuell

bestimmte körperliche Berührungen, Bemerkungen sexuellen Inhalts sowie Zeigen und

sichtbares Anbringen von pornographischen Darstellungen (§ 2 Abs. 2 Nr. 2). Problematisch

an der Gesetzdef inition in § 2 Abs. 2 ist, daß der Gesetzgeber die Beschäftigten lediglich vor

vorsätzlichem sexuell bestimmten Verhalten schützt.

                    Ein weiter Bereich sexueller Übergriffe (z.B. durch f rauenf eindliches sexistisches Klima,

scheinbar zuf ällige Berührungen und ein Verhalten, bei dem der Täter später behauptet, er

sei vom Einverständnis der Betroffenen ausgegangen), kann in der Praxis möglicherweise

an dem Begriff ^vorsätzlich~ scheitern. Außerdem wird bei den sonstigen sexuellen Handlu n -

gen und Aufforderungen vorausgesetzt, daß sie ^von den Betroffenen erkennbar abgelehnt

werden~. Diese Einschränkung in § 2 Abs. 2 Nr. 2 ist völlig unverständlich. Es kann nicht a n -

gehen, daß zum Beispiel pornographische Darstellungen in Betrieben zulässig sind, auch

wenn die Frauen es nicht wagen, dagegen Protest einzulegen, weil sie den Spott und die

Macht männlicher Kollegen f ürchten.

                    Der Schutz vor sexueller Belästigung am Arbeitsplatz ist nach dem Beschäftigtenschut z -

gesetz unabhängig davon, ob strafrechtliche Maßnahmen ergriffen werden oder nicht. Es

bleibt jeder Betroffenen f reigestellt, ob sie in diesem Fall strafrechtliche Schritte unternehmen
will. Hierbei ist allerdings zu beachten, daß sexuelle Übergriffe am Arbeitsplatz - mit Au s -

nahme der gewaltätigen Formen von Vergewaltigung und sexueller Nötigung (§§ 177 und

178 StGB) im allgemeinen nur als Sexualbeleidigung zu erfassen sind (§ 185 StGB) und daß

dort ein Stra f antrag innerhalb von drei Monaten Voraussetzung ist.

zu § 3

Beschwerderecht

                    § 3 des Gesetzes behandelt das Recht der Betroffenen, sich bei den zuständigen Stellen

des Betriebes zu beschweren, wenn sie sich belästigt f ühlen. Dieses Beschwerderecht, Au s -

f luß der Persönlichkeitsrechte der Arbeitnehmerinnen und Beamtinnen, ist gesetzlich nicht

weiter ausgeführt. Aus der generellen Verpf lichtung des Arbeitgebers, diesen Schutz zu g e -

währleisten, f olgt, daß der Arbeitgeber verpf lichtet ist, überhaupt erst einmal die Frage der

^zuständigen Stellen~ des Betriebes zu klären und sie gegebenenf alls einzurichten. Die B e -

gründung des Gesetzes (vom 21. 7. 1993 BT-Drucks. 12/5468) macht deutlich, daß zustä n -

dige Stellen nicht nur die Personalverantwortlichen des Betriebes und der Verwaltungen

sind, sondern auch die Betriebs- und Personalräte und die Frauenbeauftragten. Der Arbei t -

geber verletzt seine Schutzpf lichten, wenn er lediglich darauf vertraut, daß es in seinem B e -

trieb oder in seiner Dienststelle entsprechende zuständige Stellen gibt. Er ist vielmehr ve r -

pf lichtet, - und kann sich schadenersatzpf lichtig machen, wenn er dies nicht tut - dafür Sorge

zu tragen, daß gut ausgebildete, kompetente und vertrauenswürdige Ansprechpartnerinnen

vorhanden sind.

                    Die Bundesuntersuchung hat gezeigt, daß gerade Dienstvorgesetzte und Persona l -

verantwortliche nicht in der Lage sind, diesen Schutz zu gewährleisten und auf Beschwerden

richtig zu reagieren. Sie müssen einerseits geschult werden, andererseits muß eine komp e -

tente Ansprechperson gef unden und gestellt werden. In der Praxis kann dies nur eine Frau

sein, da Frauen oft große Schwierigkeiten haben, mit Männern über diese Thematik unb e -

fangen und frei zu sprechen.

                    Häuf ig liegt zwischen der sexuellen Belästigung und der off iziellen Beschwerde ein weiter

W eg. Da Frauen in der Regel die Machtverhältnisse in den Betrieben bekannt sind, en t -

scheiden sie sich nur äußerst zögerlich, offizielle Beschwerden einzureichen. Sie benötigen

Ansprechpersonen, die sie beraten, ob sie überhaupt zu diesem Mittel greifen sollen, ob es

Möglichkeiten gibt, sich auf andere Art und W eise gegen die sexuelle Belästigung zu wehren

und welche Risiken und Nachteile gegebenenf alls entstehen können.

                    Beispielhaf t ist hier eine Regelung aus der Dienstvereinbarung der Stadt Mannheim vom

7. September 1994. Hier heißt es unter Ziff er 5 der Dienstvereinbarung:

                    "Unmittelbare Ansprechpartner für von sexueller Belästigung bedrohte Frauen ist die

Frauenbeauftragte und ihre Mitarbeiterin. Frauen, die sich an die Frauenbeauftragte wenden,
wird absolute Vertraulichkeit zugesichert. Es werden nur die Schritte zur Lösung ihrer Pr o -

blematik eingeleitet, die vorab genau mit ihr vereinbart wurden.~

                    Im allgemeinen reagieren Belästiger auf offizielle Beschwerden durch ein striktes Leugnen

des Vorfalls. Häuf ig stehen sich dann Aussage gegen Aussage gegenüber. In vielen Fällen

müssen die Betroffenen, die sich mit einer Beschwerde zur W ehr setzen, sogar damit rec h -

nen, daß sie unverzüglich mit W iderrufs-, Unterlassungs-, Schadensersatz- und Schme r -

zensgeldansprüchen konfrontiert werden und / oder daß ein Straf antrag wegen Verleumdung

gestellt wird nach § 186 StGB.

                    W ird eine Beschwerde erhoben, so ist es einer der häuf igsten Fehler in der Praxis, unve r -

züglich den Belästiger über den genauen Umfang dieser Beschwerde zu inf ormieren, ve r -

geblich unter dem Argument, ihm sei rechtliches Gehör zu gewähren. Das ist eine Vorg e -

hensweise, die eine korrekte Bearbeitung der Beschwerde erheblich hindert, damit wird die

Beschwerde sof ort zur betrieblichen Machtfrage, die im Endeffekt nur noch ein Entweder/

Oder zuläßt, da der Dienstvorgesetzte verpf lichtet ist, die Beschwerde zu überprüfen und

den Sachverhalt zu ermitteln.

                    Ähnlich wie im Disziplinarrecht sollte beachtet werden, daß es notwendig ist, Ermittlungen

vor allem unter Hinweis auf die Verschwiegenheitspf licht durchzuf ühren; außerdem ist der

Beschuldigte erst dann zu inf ormieren, wenn Vorinf ormationen eingeholt worden sind und

das Ermittlungsergebnis durch sein Einschalten nicht gefährdet wird. So ist z.B. notwendig

herau s zuf inden,

                                                           ·
                                                                   ob andere Betroffene vorhanden sind,

                                                           ·
                                                                   ob bereits aus früheren Zeiten Beschwerden gegen den Beschuldigten vorliegen,

                                                           ·
                                                                   ob eventuelle Zeugen den Sachverhalt bestätigen können.

Insbesondere muß die Betroffene, die sich beschwert hat, vor einer Demontage ihrer eig e -

nen Person geschützt werden. Allzu häuf ig werden sof ort Entlastungsgründe f ür den Beläst i -

ger gesucht und gefunden, während die Betroffenen sich einer umfangreichen Kritik über i h -

re Verhaltensweisen (Kleidung, Verhalten auf Dienstfeiern, sexuelles Vorleben) gefallen la s -

sen müssen.

zu §4

Benachteiligungsverbot

                    Das Beschwerderecht ist in allen Fällen gegeben, in denen sich Betroffenen belästigt

fühlen. Die Verwendung des W ortes ^fühlen~ macht deutlich, daß es auf den subjektiven Ei n -

druck ankommt, und daß es für die Einlegung einer Beschwerde nicht erf orderlich ist, daß

weitere Beweismittel vorhanden sind. Dem sich Beschwerenden darf auch dann kein Nac h -

teil entstehen, wenn der Arbeitgeber zu dem  Ergebnis kommt, der Vorfall sei nicht bewi e -

sen, ansonsten läuf t das Beschwerderecht des § 3 Abs. 1 ins Leere.

                    Dies bedeutet jedoch auch, daß bei einer Beschwerde gegenüber den zuständigen Ste l -

len keine W iderruf s- und Unterlassungs- ebenso wie Schadensersatz- und Schmerzensgel d -

klagen der Belästiger zulässig sind, jede andere Interpretation würde das Beschwerderecht

au s heben.

                    Diesen Grundgedanken enthält auch § 193 StGB (W ahrnehmung berechtigter Intere s -

sen). Im übrigen ist in § 4 Abs. 3 des Gesetzes ausdrücklich geregelt, daß der Arbeitgeber,

der Dienstvorgesetzte die belästigten Beschäftigten nicht benachteiligen darf, weil sie sich

gegen die Belästigung gewehrt und in zulässiger Weise ihre Rechte ausgeübt haben. Analog

ist di e se Vorschrift auch auf den Belästiger anzuwenden.

                    Außerdem gehört zum dem Benachteiligungsverbot auch, daß der Arbeitgeber Maßna h -

men ergreift, um die Betroffenen vor den Benachteiligungen durch Dritte und den Täter zu

schützen. Eine Möglichkeit wäre beispielsweise, von vornherein bei off iziellen Beschwerden

Rechtsschutz zu gewähren, um damit deutlich zu machen, daß der Arbeitgeber bereit ist, f ür

das Beschwerderecht der Betroffenen auch f inanzielle Verpflichtungen einzugehen. Zu der

Verhinderung von Nachteilen gehört außerdem, daß Folgewirkungen aus der Beschwerde

verhindert werden.

                    In vielen Fällen enden die Belästigungen nach einer off iziellen Beschwerde, statt dessen

müssen die Betroffenen mit Schikanen an ihrem Arbeitsplatz, mit beruf lichen Nachteilen etc.

rechnen. Es gehört zur Verpflichtung des Arbeitgebers bereits aufgrund seiner ^Fürsorg e -

pf licht~ auch, diese Nachteile zu verhindern.

                    Darüber hinaus ist es wichtig, daß die oft traumatischen Erlebnisse durch die sexuellen

Belästigungen verarbeitet werden, die Betroffene also unverzüglich von dem Beschuldigten

getrennt wird. Da ihr selbst keine Nachteile entstehen dürfen, bedeutet dies, daß bei einem

engen Zusammenarbeiten der Beschuldigte versetzt werden muß, unabhängig davon, ob

letztlich die Beschwerde zu arbeits- und disziplinarrechtlichen Maßnahmen führt.

                    Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß die Aussagen betroffener Frauen glaubwürdig

sind. Eine Belästigung ist demnach dann ^festgestellt~ (§ 3 Abs. 2), wenn eine glaubwürdige

Aussage einer Betroffenen vorliegt, die ggf. durch eine eidesstattliche Versicherung glau b -

haf t gemacht wird.

Maßnahmen des Arbeitgebers

                    Der Arbeitgeber ist nach § 4 verpf lichtet, bei sexueller Belästigung die im Einzelf all ang e -

messenen arbeitsrechtlichen, dienstrechtlichen und personalwirtschaf tlichen Maßnahmen zu

ergreif en. Zu den arbeitsrechtlichen Maßnahmen gehören Dienstgespräche, Abmahnungen,

Umsetzungen und Versetzungen oder Kündigungen. Inzwischen gibt es eine Reihe von U r -

teilen, die der Frage, welche Maßnahmen der Arbeitgeber ergreifen kann und muß - ( So hat

das BAG bereits 1986 entschieden, daß sexuelle Belästigung ein Grund zur fristlosen Künd i -

gung ohne Abmahnung ist. Das LAG Hamm hat 1991 klargestellt, daß der Arbeitgeber auch
die Möglichkeit hat, in diesen Fällen eine Verdachtskündigung auszusprechen.) Die Ve r -

pf lichtung des Arbeitgebers, angemessene Maßnahmen zu ergreif en, korrespondiere mit

dem Recht der Betroffenen, vom Arbeitgeber diese Maßnahmen zu verlangen und ggf. auch

gerichtlich durchzusetzen. Es sind Verpf lichtungsklagen möglich und zulässig, die sich auf

Entlassung des Belästigers, Abmahnungen, Versetzungen und Kontaktsperren mit der B e -

troffenen ric h ten.

Leistungsverweigerungsrecht

                    Das neue Gesetz verankert ausdrücklich ein Leistungsverweigerungsrecht der Betroff e -

nen f ür den Fall, daß der Arbeitgeber oder Dienstvorgesetzte keine oder offensichtlich ung e -

eignete Maßnahmen ergreif t (§ 4 Abs. 2). Dieses Leistungsverweigerungsrecht ist allerdings

für die Praxis eine äußerst problematische W affe, das Risiko der Gegenwehr wird eindeutig

den Betroffenen auferlegt. Ungerechtfertigte Leistungsverweigerung kann im Arbeitsrecht zu

einer Kündigung des Arbeitsverhältnisses f ühren mit der Gefahr, daß in einer anschließe n -

den Kündigungsschutzklage möglicherweise die Kündigung f ür unberechtigt erklärt wird, der

Arbeitsplatz jedoch verloren ist. Es empf iehlt sich jedoch, die Möglichkeit des Leistungsve r -

weigerungsrechtes ins Auge zu f assen, wenn die Betroffene Beamtin ist. Da die Entlassung

hier nicht ohne weiteres möglich ist, könnte sich das Leistungsverweigerungsrecht als wir k -

sames Gegenmittel gegen untätiges oder verschleppendes Verhalten des Arbeitgebers und

Diens t vorgesetzten erweisen.

zu §5

Fortbildungsveranstaltungen

                    §5 sieht ausdrücklich Fortbildungsveranstaltungen für die Beschäftigten, also insbesond e -

re auch Frauen, Personen mit Vorgesetzten und Leitungsaufgaben, Ausbilder sowie Mitgli e -

dern des Personalrats und Frauenbeauftragten vor. Ein Arbeitgeber des öffentlichen Die n -

stes, der diese Fortbildungsveranstaltungen nicht durchf ührt und anbietet, verstößt gegen

seine Ve r pf lichtungen und gegen das Gesetz und macht sich ggf. schadenersatzpf lichtig.

zu §7

Aushang

                    Das Gesetz zum Schutz gegen sexuelle Belästigung ist nach § 7 in Betrieben und Diens t -

stellen an geeigneter Stelle zur Einsicht auszulegen oder auszuhändigen. Sinn dieser Vo r -

schrift ist es, daß alle Beschäftigten Kenntnis von diesem Gesetz erhalten. Sollte es zur Ei n -

sicht ausgelegt werden, muß zumindest auf die Grundzüge des Gesetzes allen Beschäfti g -

ten gegenüber hingewiesen werden. Das Gesetz muß so angebracht und verbreitet werden,

daß es allen Beschäftigten und auch Dritten ohne weiteres und leicht möglich ist, sich über

das Gesetz zu inf ormieren.

Kritik und Umsetzung des Gesetzes

                    Das neu geschaffene Gesetz ist bereits in den Anhörungsverf ahren vor seiner Vera b -

schiedung als unzureichend kritisiert worden. Die SPD hat einen Gegenentwurf  vorgelegt,

der in einer Reihe von Vorschrif ten über die nunmehr geschaffene Regelung hinausgeht.

Insgesamt erweitern die gesetzlichen Möglichkeiten kaum den rechtlichen Handlungsra h -

men, den Betroffene nach den allgemeinen Grundsätzen auch bisher hatten und die die

Rechtsprechung bereits bestätigt hat.

                    Allerdings ist es selbstverständlich positiv, daß durch die Schaffung des Gesetzes grun d -

sätzlich die Verpf lichtung der Arbeitgeber deutlich gemacht und daß klargestellt wird, daß

sexuelle Übergriffe kein ^Kavaliersdelikt~, sondern ein schwerwiegender Verstoß gegen a r -

beits- und beamtenrechtliche Vorschrif ten sind.

                    Problematisch ist insbesondere, daß das Gesetz keine Sanktionen gegenüber dem A r -

beitgeber enthält, der das Gesetz nicht oder nur unzureichend umsetzt. Hier muß auf die al l -

gemeine Schadensersatzregelung zurückgegriff en werden. Problematisch ist auch, daß die

gesamte Frage der Glaubwürdigkeit und der Beweislast off engelassen worden ist und sich

Frauen weiterhin mit dem Vorwurf konfrontiert sehen, sie benutzten das Mittel der B e -

schwerde l e diglich, um gegen mißliebige Kollegen und Vorgesetzte vorzugehen.

                    Um so wichtiger ist es, die Grundsätze des gesetzlichen Schutzes in der Praxis der B e -

triebe und Verwaltungen zu kritisieren und durch ergänzende Richtlinien und Dienstvereinb a -

rungen zu ergänzen. Das Gesetz ist beispielsweise in seiner Verpf lichtung zum vorbeuge n -

den Schutz, in seiner Ausgestaltung des Beschwerderechtes so allgemein und unbestimmt,

daß es geradezu geboten erscheint, hier konkrete rechtliche Regelungen zu schaffen. Die

Personalräte haben sowohl nach dem BPersVG (§ 75 Abs. 3 Nr. 15 BPersVG) als auch nach

den Personalvertretungsgesetzen der Länder ein Mitbestimmungsrecht bei der Regelung der

Ordnung in der Dienststelle und des Verhaltens der Beschäftigten. Sie können also auch i n -

itiativ (§ 70 Abs. 1 BPersVG) werden, um ergänzende Dienstvereinbarungen zu erreichen.

Es empf iehlt sich insbesondere, die Verf ahrensfragen im Rahmen einer Dienstvereinbarung

genauer zu klären, also zum Beispiel f estzulegen, wer zuständige Stelle im Betrieb ist, wie

bei einer Beschwerde vorgegangen werden soll und ob zusätzlich zu der Ansprechperson

eine Beschwerdekommission eingerichtet werden soll. Dies kann zum Beispiel dann sinnvoll

sein, wenn durch eine gewisse betriebliche Autorität sichergestellt werden sollte, daß der A r -

beitgeber auch tatsächlich die angemessenen Maßnahmen ergreift. In eine derartige B e -

schwerdekommission könnten Vertreterinnen des Personalrats, der Frauenbeauftragten und

der Personalabteilung berufen werden. Sichergestellt werden sollte, daß die überwiegende

Mehrheit der Mitglieder aus Frauen besteht. Erläßt die Dienststelle einseitige Dienstanwe i -

sungen, wie es zum Beispiel die Senatskommission für das Personalwesen des Landes

Bremen und die Stadt Köln getan haben, so ist der Personalrat zu beteiligen. Im übrigen
kann das Thema der sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz selbstverständlich Thema der

Personalversammlung sein. Hier empfiehlt es sich, besondere Teilpersonalversammlungen

für Frauen durchzuf ühren. Der Personalrat hat auch die Möglichkeit , bei seinen Rechten, bei

personellen Einzelmaßnahmen darauf zu achten, wie sich beispielsweise männliche Koll e -

gen und Vorgesetzte gegenüber weiblichen Beschäf tigten verhalten. Der Schutz von Frauen

vor sexuellen Übergriffen und einem frauenf eindlichen Betriebsklima sollte ebenso wie ihr

Recht, störungsfrei zu arbeiten und als Mensch am Arbeitsplatz ernst genommen zu werden,

endlich auch in der betrieblichen Praxis einen höheren Stellenwert erhalten, ähnlich wie es

bei dem Schutz von ausländischen Beschäftigten vor ausländerfeindlichem Verhalten no t -

wendig und erforderlich ist.

Rechtsanwältin Dr. Barbara Degen, Bonn; entnommen aus Der Personalrat, Ausgabe 4/95,

12. Jahrgang

Ausblick

                    Abschließend möchte ich darauf hinweisen, daß die Innerbetriebliche Fort- und W eiterbi l -

dung in Zusammenarbeit mit dem Frauennotruf e.V. und dem Frauenbüro der MUL regelm ä -

ßig Fortbildungsseminare zum Thema sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz anbietet. Im

Rahmen dieser Veranstaltung wird ausf ührlich auf Möglichkeiten präventiver Maßnahmen

gegen sexuelle Belästigung eingegangen. Der nächste Termin wird im Fortbildungsverzeic h -

nis der Inne r betrieblichen Fort- und W eiterbildung angekündigt.

                    Selbstverständlich können Sie sich zu diesem Thema auch jederzeit im Büro der Fraue n -

beauf tragten inf ormieren. Darüber hinaus sind in unserer kleinen Bibliothek einige Bücher

zum Thema zu f inden, die jederzeit gerne ausgeliehen werden können.

Ak tuelles aus der Frauen- und Geschlechterforschung

Das Gehirn von Frauen

                    Zwei Inf ormatikerinnen vom Institut für Informatik und Gesellschaft der Albert-Ludwigs-

Universität Freiburg arbeiten zur Zeit an einem dreidimensional modellierten digitalen Hi r -

natlas aus weiblichen Daten. Per Mausklick im Internet sollen zukünftig die neuesten Inf o r -

mationen zur Funktion und Bedeutung einzelner Gehirnbereiche abruf bar sein.

                    Auslöser und Anlaß zur Durchführung dieses Projektes ist die Erkenntnis, daß bisherigen

Hirnatlanten lediglich Daten männlicher Gehirne zugrunde liegen. Diese seien, so die beiden

W issenschaftlerinnen, jedoch nur begrenzt f ür den anderen  Teil der Bevölkerung nutzbar.

Die Forscherinnen gehen davon aus, neue Erkenntnisse über Form und Funktion des weibl i -

chen Gehirns gewinnen zu können. In diesem Kontext spielen vor allen Dingen Fragen nach

einer anderen Verbindung der Hirnhälften, einem größeren Sprachzentrum und nach der

Anordnung der Nervenzellen eine wesentliche und möglicherweise entscheidende Rolle.

Kontakt

Kommunikation und Presse,

Albert-Ludwigs-Universität, Freiburg

Fahnenbergplatz

79085 Freiburg

Tel.: 0761/203-4302

Fax: 0761/203-4278

e-mail: unipress@sun1.ukl.uni-freiburg.de

News

POST-GRADU ATE BIOBUSINESS

                    Das Post-Graduate BioBusiness ist ein Existenzf örderprogramm für Biowissenschaf tler

von Unternehmen und Universitäten der Bio-Region Rhein-Neckar. Im folgenden wird aus

dem Inf ormationsf altblatt der Akademie f ür W eiterbildung an den Universitäten Heidelberg

und Mannheim e.V. zitiert:

                    Im BioRegio-W ettbewerb des Bundesforschungsministeriums wurde die BioRegion Rhein-

Neckar als eine von bundesweit drei Modellregionen ausgezeichnet. Damit wurde das ei n -

zigartige wissenschaf tliche wie unternehmerische Potential der Region in der Biotechnologie

bestätigt und zugleich ein großer Schritt zu weiteren Verbesserungen ermöglicht. Eines der

im prämierten Konzept vorgeschlagenen Ziele gilt dem künftigen Unternehmer. Zu diesem

Zweck haben Unternehmen und Universitäten der BioRegion Rhein-Neckar das einf ährige

Existenzgründerprogramm Post-Graduate BioBusiness entwickelt.

                    Das Programm richtet sich an graduierte Naturwissenschaftler der Fächer Biochemie,

Biologie, Chemie, Medizin, Pharmazie oder Physik, die eine konkrete Geschäftsidee im B e -

reich der Biotechnologie verf olgen. Verwandte andere Fächer können zugelassen werden.

Gute Studienleistungen werden vorausgesetzt. Promotion ist vorteilhaf t.

Zielformulierung

·
        Gezielte Auswahl und Schulung unternehmerischer Persönlichkeiten im Bereich der

                         Biotechnologie

·
        Gezeilte Vermittlung von Managementkenntnissen

·
        Unterstützung durch Einbindung in BioRegio-Netzwerke

·
        Ausf ormulierung der Geschäftsidee und Erarbeiten eines Businessplans

·
        Reduzierung der zeitlichen Vorlauf phase bis zur Gründung

Ausbildungsplan

                    Die Ausbildung besteht aus einem theoretischen Teil von 3 Monaten am Beginn. Es

schließt sich eine praktische Phase von in der Regel 6 Monaten in einem der beteiligten U n -

ternehmen an. Ein mehrtägiges Existenzgründerseminar in der Jahresmitte geht auf die

prakt i schen Gründungsschritte ein. W eitere Veranstaltungen begleiten das Ausbildungsjahr.

Gegenstand der theoretischen Ausbildung sind:

·
        Grundlagen der Betriebswirtschaftslehre

·
        Management von Geschäftsideen

·
        Grundlagen des Marketin

·
        Methoden des Projektmanagements

·
        Patente und Marken

·
        Qualitätssicherung und Zulassung

·
        Grundsätze der Personalwirtschaft

                    In der praktischen Phase werden die Teilnehmer von den Unternehmen in ausgewählte

Projekte eingebunden. Die W eiterentwicklung der Geschäftsidee wird von den Unternehmen

vor Ort unterstützt.

Zeitplan

                                                                                                                      6.11.98  Bewerbungsschluß

                                                                                                                      danach Auswahlgespräche

                                                                                                                      7.1.99  Beginn Theorie

                                                                                                                      1.4.99  Beginn Unternehmenspraxis

Bew erbung

                    Neben den allgemein üblichen Bewerbungsunterlagen wird insbesondere das detaillierte

Exposé einer möglichen Geschäftsidee in der BioRegion Rhein-Neckar gefordert. Die Qual i -

tät dieses Exposés bestimmt wesentlich die Zulassungschancen. Interessenten richten Ihre

Bewerbung an die Akademie für W eiterbildung an den Universitäten Mannheim und Heide l -

berg e.V.

Ausw ahl und Zulassung

                    Die Entscheidung über die Aufnahme in das Programm trifft das jeweilige Unternehmen,

das den Bewerber/ die Bewerberin für die praktische Phase aufnimmt. W ünsche f ür die Z u -

we i sung zu einem bestimmten Unternehmen können berücksichtigt werden.

Ausbildungsvertrag und Vergütung

                    Das jeweilige Unternehmen schließt einen Ausbildungsvertrag mit dem Teilnehmer/ der

Teilnehmerin ab. Die Teilnehmer erhalten f ür die gesamte Dauer des Programmes ei n -

schließlich Theorie und Existenzgründerseminar eine Vergütung von 2.500,-- DM monatlich.

Sie verpf lichten sich, das gesamte Programm zu durchlaufen. f ür den Fall eines vorzeitigen

Ausscheidens ist das Unternehmen berechtigt, die Kosten der theoretischen ausbildung in

Höhe von 10.000,-- DM zurückzuf ordern.

Zertifikat

                    Die Absolventen/innen erhalten nach Abschluß des Ausbildungsjahres ein Zertif ikat der

Un i versitäten Heidelberg und Mannheim sowie ein Zeugnis des Unternehmens.

Kontakt

                    Akademie f ür W eiterbildung an den Universitäten Heidelberg und Mannheim e.V.

                    Dr. Jörg Kraus

                    Friedrich-Ebert-Anlage 22-24

                    69117 Heidelberg

                    Tel: 0 62 21 / 54 78-10; -14

                    Fax: 0 62 21 / 54 78-19

News

Das Emmy-Noether-Programm der DFG

                    Förderung der frühen Selbständigkeit des wissenschaftlichen Nachwuchses ist Ziel des

neuen Programms der DFG, das Präsident Ernst-Ludwig W innacker und der Bundesminister

für Bildung, Forschung und W issenschaft, Dr. Jürgen Rüttgers, am 30. Juni 1998 in Bonn der

Öffentlichkeit präsentiert haben. Benannt nach der 1935 im amerikanischen Exil verstorb e -

nen Mathematikerin Emmy Noether, will dieses Programm neue Zeichen setzen: Verf estigte

Strukturen sollen aufgebrochen und eine Alternative zur herkömmlichen Habilitation g e -

schaff en werden.

                    Motivation zur Selbständigkeit und zur Kreativität ist hier das Motto. Um dies zu erreichen,

kombiniert das Programm zwei Elemente:

                    In der ersten Phase sollen wissenschaftliche Nachwuchsf orscherInnen zwei Jahre im

Ausland f orschen. W ährend dieser Zeit sollen die Grundlagen zu einem Forschungsvorh a -

ben gelegt werden, die dann nach der Rückkehr nach Deutschland in der zweiten Phase

durchgef ührt bzw. ausgewertet werden sollen. Entscheidend bei dieser zweiten Phase ist,

daß der Stipendiat/die Stipendiatin als LeiterIn einer eigenen Arbeitsgruppe mit 3-5 Mita r -

beitern und Mitarbeiterinnen fungiert. Dieses zweite Phase umf aßt einen Zeitrahmen von drei

Jahren. Nachwuchswissenschaf tlerinnen mit Kindern können alternativ f ünf Jahre mit einer

Teilzei t stelle als Leiterin einer Arbeitsgruppe gef ördert werden.

                    Besonders die zweite Phase des Programms ist richtungsweisend: Postdoktoranden als

LeiterIn einer eigenen Arbeitsgruppe sind bisher noch eine Ausnahme gewesen. Auch daß

sie unabhängig vom jeweiligen InstitutsleiterIn ihre eigenen Stellen beantragen können, ist

ein Novum in Deutschland.

                    Neben der Forschungstätigkeit sieht das Programm insbesondere in der zweiten Phase

auch die volle Einbeziehung des Stipendiaten/ der Stipendiatin in die Lehre vor.

                    Die Fördersumme beträgt 120 Millionen DM pro Jahr. Damit könnten 100 Postdoktora n -

den im Jahr gef ördert werden. Das heißt, daß bei einer Auf bauphase von f ünf Jahren am

Ende 500 Nachwuchswissenschaf tlerInnen gef ördert würden. W ie bei der DFG üblich soll

das Programm zur Hälf te vom Bund und zur anderen Hälfte von den Ländern getragen we r -

den. Und genau hier liegt der Pferdefuß, denn die Länder haben ihre f inanzielle Beteiligung

an diesem Programm bisher noch nicht beschlossen.

                    Dennoch können, laut Homepage der DFG, erste Anträge im 4. Quartal diesen Jahres an

die DFG gerichtet werden. Bisher allerdings stehen die Antragsmodalitäten noch nicht fest.

Allein das Höchstalter der Antragssteller/innen ist bereits bekannt: sie sollten nicht älter als

30 Jahre sein.

W eitere Informationen werden voraussichtlich in den nächsten Monaten im Internet verö f -

fentlicht.

Adresse: http:\www.dfg.de

Rezensionen

Ricarda Huch: Der Fall Deruga

Sarah Kent

                    Ricarda Huch, die auch unter dem Pseudonym Richard Hugo schrieb, wurde 1864 als

Kind einer Großkaufmannsfamilie in Braunschweig geboren.

                    1887, also 23jährig, ging sie nach Zürich, wo sie Geschichte studierte und 5 Jahre später

auch promovierte.

                    Zunächst arbeitete sie kurze Zeit als Lehrerin, lebte dann aber als freie Schriftstellerin von

der Veröffentlichung zahlreicher Romane, Gedichte und Novellen. Hauptthemen ihrer schrif t -

stellerischen Tätigkeit waren immer wieder die Freiheit des Individuums, die daraus resulti e -

rende W idersprüchlichkeit zu bestehenden Verhältnissen und Normen und die Verantwor t -

lichkeit für das eigene Handeln.

                    1916 erschien ihr Buch "Der Fall Deruga". Es ist als Kriminalroman angelegt, dessen

Haupthandlungsort der Gerichtssaal ist. Verhandelt werden soll dort, ob der Arzt Deruga se i -

ne geschi e dene Frau vergiftet hat.

                    Der Arzt wird also dem Verhör unterzogen, nachdem zuvor Menschen seiner Umgebung

als Zeugen ausgesagt haben. Diese Vernehmungen zeigen Deruga als äußerst ambivalent -

so sagen die einen, er sei gutmütig und die anderen genau das Gegenteil, er sei jähzornig

usw.. Das Bild der Zeugen, ihre Gewohnheiten, Lebensumstände dagegen sind sehr klar

dargestellt. So stehen sie in krassem Gegensatz zu dem charismatischen Beschuldigten.

                    Letztendlich muß sich Deruga allein als f ür seine Tat Verantwortlicher stellen, dem es am

Ende nicht gelingt, den Konf likt zwischen juristischer Schuld und moralischer Unschuld zu

lösen.

                    Ricarda Huch hat mit der ihr typischen, herrlich romantischen, ironischen und psycholog i -

schen Schreibweise einen Roman geschaffen, in dem es um die bis heute ungelöste Frage

nach Euthanasie geht.

Veranstaltungen

Frauen Macht Ethik

        Frauen im Spannungsfeld zw ischen beruflichen Realitäten und ethischen Herausfo r -

derungen

26.-29.November 1998

                                                                             CCH - Congreßcentrum Hamburg, Jungiusstr. 13, 20355 Hamburg

Die nachf olgend aufgef ührten W orkshops sind von uns ausgewählte Beispiele. Auf  Anfrage

schicken wir Ihnen das Programm gern zu.

Donnerstag 26.11.98

Heike Kahlert und Rose Killinger: Differenz Macht Politik. W ie hängen Spr e -

chen und Handeln von Frauen in Öffentlic h -

keiten zusammen?

Stefanie Ernst: Geschlechterverhältnis und Führungspositi o -

nen - soziologische Analyse der Thesen zu

geschlechtsspezif ischem Führungsstil und

"Erf olgsangst" von Frauen.

Hanneke van Maanen: Strategien der Macht: eine Sache der Fra u -

engesundheit.

Birgit Rommelspacher: Frauen im W iderspruch zwischen Diskrimini e -

rung und Dominanz.

Freitag 27.11.98

Ilse Dröge-Modelmog: Paradigmenwechsel oder Ethik? Diskurse

des Anderen in f eministischer W issenschaft.

Senta Troemel-Ploetz: Macht und Ethik in Frauengesprächen

Barbara Schaeffer-Hegel: Staat und Geschlecht. Zur Politik des Priv a -

ten.

Sonnabend 28.11.98

Luce Irigaray: Etre deux: la relation à l´autre dans le r e -

speckt des différences. Zwei sein: die Bezi e -

hung zum anderen in der Achtung der Unte r -

schiede.

Ulrike Prokop: Machtphantasien - ihre Bedeutung im weibl i -

chen Lebenszusammenhang.

Frigga Haug: Über die fällige Erneuerung des Geschlec h -

tervertrages. Dimensionen feministischer

Ethik.

Carol Hagemann-White: Ist eine feministische Transformation des

Gemeinwesens möglich?

Sonntag 29.11.98

Marilyn French: Some problems of women in authority.

Anmeldungen und Informationen :

Erika Mielke

Farmsener Höhe 39

22159 Hamburg

Tel. und Fax: 040-643 60 02

Kosten:

Kongreßkarte: DM 850,00

Tageskarte: DM 225,00

Veranstaltungen

Der Arbeitskreis Frauengesundheit in der Medizin, Psychotherapie und Gesellschaft e.V.

(AKF) bietet die f olgende Veranstaltung an:

                                                                                                 "Vom Umgang der Frauen mit Macht, Geld und Gesundheit"

am 21. und 22. November 1998

Konzerthaus Bad Pyrmont

Veranstalter : Arbeitskreis Frauengesundheit in Medizin, Psychoth e -

rapie und Gesellschaft e.V.Hindenburgstraße 1 a

32257 Bünde

Telef on:  0 52 23/ 18 83 20

Fax:    0 52 23/ 1 70 46

Organisation: Heidi Keine, Badenstedter Str. 16, 30449 Hannover

Vera Niebisch, Martina Deppe, Staatsbad Pyrmont,

Postf ach 16 60, 31798 Bad Pyrmont

Finanzen: Gertrud Eh r ling, Herderstr. 36,28203 Bremen

Zeit : Samstag, 21. November 1998, Beginn 8.30 Uhr bis

Sonntag, 22. November 1998, Ende 14.00 Uhr

Ort : Konzerthaus, Heiligenangerstraße 32, 31812 Bad

Pyrmont

Tagungsgebühr : 150,00 DM

für AKF-Mitglieder: 120,00 DM

Anmeldung : Anmeldungen bis spätestens 15. Oktober 1998 an:

Staatsbad Pyrmont

Kennword " AKF-Tagung"

Postf ach 1660

31798 Bad Pyrmont

Die Anmeldung wird erst mit Eingang der Tagungsg e -

bühren bearbe i tet.

Bankverbindung : AKF, Bremer Lande s bank

Konto-Nr.: 104 904 4009, BLZ: 290 500 00

Veranstaltungen

Ankündigung einer Vortragsreihe des ASTA in Zusammenarbeit mit der Frauenbeauftragten

der MUL zu f olgendem Thema:

                                                                    " Sexualisierte Gew alt. Prävention, Krisenintervention und Therapie"

Nov. 98: Zur Situation vergew altigter Mädchen und Frauen

Katrin Molge, Maren Rebetje, Notruf e.V

Nov. 98: Zur Täterproblematik

Margarete Hauch, Psychologin

Nov. 98: Das Vergew altigungstrauma

Ulrike Kretschmann, Psychoanalytikerin

Genaue Termine werden noch bekanntgegeben.

Veranstaltungen

Die f olgenden Veranstaltungen werden von der Volkshochschule Lübeck, Hüxstraße 118 -

120, 23552 Lübeck, angeboten und f inden dort auch statt:

105-701

Mittwoch, 02.12.98

19.30 -21.00 Uhr

Eintritt: 5,00 DM

Abendkasse

Sexuelle Belästigung im Betrieb - sozialer Hintergrund

und rechtliche Grundlagen

Vortrag nur f ür Frauen von Silke Schwark-Martini

Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz ist nachweislich ein

Problem mit dem überwiegend Frauen konfrontiert werden,

sie werden dadurch verunsichert und in ihren Persönlichkeit s -

rechten verletzt. sie ist ein bedeutender Faktor, der Frauen

daran hindert, ihre beruf lichen Entwicklungsmöglichkeiten voll

auszuschöpf en. Die Rechtsanwältin gibt einen Überblick über

den Problemzusammenhang und die rechtlichen Handlung s -

möglichkeiten.

105-702

Mittwoch, 20.01.99

19.30-21.00 Uhr

Eintritt: 5,00 DM

Abendkasse

Reformierte Arbeitsförderung - neue Chancen für Fra u -

en?

Vortrag von Annette Paßlack

Nicht selten werden die neuen Paragraphen zur Arbeitsf örd e -

rung von Frauen f ehlinterpretiert. W elche Chancen und Ba r -

rieren bietet die neue Gesetzeslage den Frauen? In der Ve r -

anstaltung sollen vor allem diejenigen Regelungen beleuchtet

werden, die wesentliche Auswikrungen auf freuenspezif ische

Belange haben z.B. Rückkehr in den Beruf, Langzeitarbeit s -

losigkeit, berufliche W eiterbildung und Beschäftigungssuche.

Die Ref erentin ist Beauftragte f ür Frauenbelange des A r -

beitsamtes Lübeck

116-701

Freitag, 30.10.98

19.30 - 21.00 Uhr

Eintritt: frei

(K)eine Sache für Frauen: Wohnungseigentum

Vortrag von Kirstin Rumpf und N.N.

Frauen erhalten Inf ormationen über Hürden und Hilf en beim

Immobilienkauf, über Finanzierungsmöglichkeiten, über die

verschiedenen Funktionen einer eigenen Immobilie und Hi n -

weise auf  gemeinschaftliches W ohneigentum mit unte r -

schiedlichen W ohnf ormen.